Drucksache Nr. Termin

Stadt
B/16/2835-01 | 25.09.2017 Rat der Stadt

Oberhausen
Beschlussvorlage offentlich

Vorlage | Ergebnis |Beschluss-
Termin Gremium

zur* kontrolle*

12.09.2017 Bezirksvertretung Osterfeld A
19.09.2017 Planungsausschuss V
25.09.2017 Rat der Stadt B

Beratungsgegenstand

Bebauungsplan Nr. 672 B - Bottroper Stral3e / Vestische Stral3e -
Beschluss zur &ffentlichen Auslegung

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt erklart sich mit dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 672 B - Bottroper Stral’e /
Vestische Stralle - vom 18.08.2017 einverstanden und beschlie3t die 6ffentliche Auslegung nebst

Begrindung (inkl. Umweltbericht).

Gesetzliche Grundlage: § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I,
S. 2414), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBI. |, S. 2808).

Fachbereich 5-1-20 |Bereichsleiter Beigeordnete Oberburgermeister
Bereich 5-4 Dezernat 4
Perian Terhart Lauxen Schranz
Datum 23.08.2017 Datum 24.08.2017 Datum 25.08.2017 Datum 30.08.2017
* Vorlage zur: * Ergebnis : Beschlusskontrolle: Beteiligung:
Anhorung (A) Zustimmung (Z)
Kenntnisnahme (K) Ablehnung (A) Ja oder nein Personalrat [1
Vorberatung (V) Anderung (A)
Beschlussfassung (B) Anhorung vollzogen (AV) Gleichstellungsstelle []
Kenntnisnahme (K)
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Bezug

e Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 672 - Bottroper Strale / Kettelerstrale
(Innenstadt Osterfeld) - vom 17.10.2011 (Drucksache Nr. B/15/1561-01);

e Beschluss zur Teilung des Verfahrensgebietes des Bebauungsplans Nr. 672 in die Teilbereiche
A bis E vom 22.06.2015 (Drucksache Nr. B/16/0901-01).

Konsequenzen

a) Finanzielle

keine [ X]
ja []
b) Sonstige Keine
Begriindung

Bisheriger Verfahrensablauf

Am 17.10.2011 hat der Rat der Stadt den Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 672
- Bottroper StralRe / KettelerstraRe (Innenstadt Osterfeld) - gefasst.

Der Aufstellungsbeschluss ist im Amtsblatt vom 02.11.2011 erstmalig und am 03.06.2013
erneut veroffentlicht worden.

Mit Ratsbeschluss vom 22.06.2015 ist der Bebauungsplan Nr. 672 in die Teilbereiche A - E
gegliedert worden. Die Bekanntmachung Uber die Teilung des Verfahrensgebietes erfolgte im
Amtsblatt vom 15.07.2015.

Im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) und nach den “Verfahrensgrundsatzen fir die vorgezogene Beteiligung der Burger an
der Bauleitplanung” der Stadt Oberhausen hat der Vorentwurf des Bebauungsplans
Nr. 672 B - Bottroper Stral’e / Vestische Stralle -

- in der Zeit vom 03.07.2015 — 17.07.2017 einschlieBlich ausgelegen (6ffentliche Darlegung
und Anhdrung der Planung).

Innerhalb dieser Zeit bestand Gelegenheit, sich Uber die allgemeinen Ziele und Zwecke der
Planung sowie die voraussichtlichen Auswirkungen unterrichten zu lassen. Gleichzeitig wurde
den Burgerinnen und Blrgern Gelegenheit zur AuRerung und Erérterung gegeben.

Eine offentliche Anhérung (Blrgerversammlung) hat nach Ziffer 3.2 der vom Rat der Stadt
beschlossenen ,Verfahrensgrundsatzen flir die vorgezogene Beteiligung der Blrger an der
Bauleitplanung® der Stadt Oberhausen nicht stattgefunden. Der Rat hat diese Vorgehensweise
durch Beschluss vom 17.10.2011 festgelegt.

Gemal § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behoérden und sonstigen Trager offentlicher Belange mit
Schreiben vom 03.07.2017 erstmalig bei der Aufstellung des Bebauungsplans beteiligt worden.
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Wahrend der friihzeitigen Offentlichkeitsarbeit und im Rahmen der 1. Behdrdenbeteiligung sind
folgende abwagungsrelevanten Stellungnahmen zum Bebauungsplan eingegangen:

Behorden bzw. sonstige Trager 6ffentlicher Belange

1. Bezirksregierung Arnsberg
Abteilung 6 - Bergbau und Energie in NRW
GoebenstraBe 25
44135 Dortmund

2. Deutsche Bahn AG
DB Immobilien - Region West
Deutz-Miilheimer Strafle 22-24
50679 Koln

3. Industrie- und Handelskammer zu Essen
45117 Essen

4. Polizeiprasidium Oberhausen
Friedensplatz 2
46045 Oberhausen

Kopien aller abwagungsrelevanten Stellungnahmen sind der Anlage 2 zu entnehmen.

Planungsanlass und -ziele

Die Haupteinkaufslage von Osterfeld entlang der Gildenstral’e sowie am Marktplatz beinhaltet
ein Uberwiegend kleinflachig strukturiertes Einzelhandelsangebot und einen regelmafig
stattfindenden Wochenmarkt. Es ist auch eine relativ groRe Anzahl erganzender Nutzungen
(z. B. Arzte, Rechtsanwalte, Friseure u. a.) im Zentrum von Osterfeld vorhanden. U. a. die hohe
Leerstandsquote flhrt jedoch zu einer geringen Attraktivitit des Nebenzentrums. Auch die
Starken, wie ein gutes Parkplatzangebot und die Vielzahl erganzender Nutzungen, reichen nicht
aus, um die Innenstadtlage als Nebenzentrum dauerhaft zu stabilisieren.

Die Starkung zentraler Funktionen und planungsrechtliche Sicherung der Handelsfunktion durch
Ausweisung von Kern- und Mischgebieten fir die Bebauungsplane Nr. 672 A — E und
Ausschluss unerwinschter Nutzungen sollen neben weiteren stadtebaulichen Mahahmen und
Konzepten einen Beitrag fir die nachhaltige Funktion des Bereiches leisten. Neben der
Handelsfunktion, ist dabei auch der relativ kleine Einzugsbereich der Innenstadt mit zu stitzen.
Einen Teilbeitrag leistet dazu die Gewahrleistung des Wohnens auch im unmittelbaren Innen-
stadtbereich.

Angesichts des zerbrechlichen Einzelhandelsgeriists sind auch kleinere Stérungen der
Strukturen von grof3er Bedeutung und kdnnen entsprechende bodenrechtliche Spannungen
auslosen. Die Innenstadt von Osterfeld braucht Entwicklungsimpulse, die das Vorhandene im
Sinne funktionierender Strukturen bewahren und gleichzeitig Neues fordern.

Das am 26.05.2008 vom Rat der Stadt beschlossene Einzelhandelskonzept fir die Stadt
Oberhausen gibt Planungsziele fir das Nebenzentrum Osterfeld vor. Insbesondere die
Zielsetzung der Sicherung und Starkung der Versorgungsfunktion und die Gewahrleistung des
Wohnens im unmittelbaren Innenstadtbereich kann durch den Bebauungsplan Nr. 672 B
unterstitzt werden.
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Das Stadtentwicklungskonzept 2020, vom Rat der Stadt am 27.10.2008 als stadtebauliches
Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen, bestarkt mit dem Ziel
ein integriertes Handlungskonzept zur Starkung und Sicherung von Osterfeld-Mitte zu
entwickeln (MalRnahme 1.4), die Aussagen des Einzelhandelskonzepts und die Ziele des
Bebauungsplans Nr. 672 B.

Das zwischenzeitlich erarbeitete integrierte Handlungskonzept ,Soziale Stadt Osterfeld® (IHK)
als Gesamtmalnahme beinhaltet in der derzeitigen, durch den Rat der Stadt Oberhausen
beschlossenen und auf Fortschreibung angelegten Fassung 41 TeilmaRnahmen zur Auf-
wertung des Programmgebietes. Eine Aufnahme in das Bund-Lander-Programm ,Soziale Stadt
NRW* ist mit Berlcksichtigung innerhalb der Programmveréffentlichung des Stadtebau-
forderprogramms 2016 (STEP 2016) sowie durch Zuwendungsbescheid vom 22.09.2016
(Az.04/058/16) erfolgt. Mit der Aufnahme des Programmgebietes in das Stadtebauforder-
programm ist die Umsetzungsphase des integrierten Handlungskonzeptes gestartet. Aktuell
werden einzelne TeilmalRnahmen bereits durchgefinhrt.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 672 B werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt:
+ Sicherung und Starkung der Handels- und Wohnfunktion in der Innenstadt von Osterfeld,;

» Ausweisung von Allgemeinen Wohngebieten und eines Mischgebietes unter Orientierung an
den bestehenden Nutzungen;

* Ausschluss von Nutzungen mit schadlichen Auswirkungen wie Anlagen und Betriebe, die
gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen und Darbietungen dienen, Vergniigungs-
statten, Einzelhandel erotischer Artikel, Wettannahmestellen und anderer.

Die Beschreibung der konkreten Ziele und die Festsetzungen des Bebauungsplans sind auch
der Begriindung (Anlage 3) zu entnehmen.

Stellungnahme der Verwaltung zu den vorgebrachten abwidqgungsrelevanten Stellung-
nahmen der Behdérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange

Zul1 Bezirksregierung Arnsberg
Abteilung 6 - Bergbau und Energie in NRW
GoebenstraBe 25
44135 Dortmund

Die Bezirksregierung Arnsberg macht darauf aufmerksam, dass sich das Plangebiet Uber dem
auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeldern "Alt-Vondern" und ,Heide“, iber dem auf Blei- und
Zinkerz verliehenen Bergwerksfeld "Gerhard", Uber dem auf Sole verliehenen Bergwerksfeld
"Max Haniel", Gber dem auf Raseneisenstein verliehenen, inzwischen erloschenen Distriktfeld
"Gottes Gnaden", Uber dem auf Kohlenwasserstoffe erteilten Bewilligungsfeld ,Methost* sowie
Uber dem auf Kohlenwasserstoffe erteilten Erlaubnisfeld "Julix" (zu gewerblichen Zwecken)
befindet. Eigentimerin des Bergwerksfeldes "Alt-Vondern" ist die Krupp Hoesch Stahl GmbH,
ThyssenKrupp Allee 1 in 45143 Essen. Eigentimerin der Bergwerksfelder ,Heide®, ,Gerhard*
und "Max Haniel" ist die RAG Aktiengesellschaft, Shamrockring 1 in 44623 Herne. Letzte
Eigentiimerin des Distriktfeldes "Gottes Gnaden" war die MAN SE in Miinchen, vertreten durch
die MAN Grundstlicksgesellschaft mbH, Steinbrinkstral’e 170 in 46145 Oberhausen. Diese
Gesellschaft ist auch heute noch erreichbar. Inhaberin der Bewilligung ,Methost® ist die A-TEC
Anlagentechnik GmbH, Schulstral’e 11 in 46519 Alpen. Inhaberin der Erlaubnis "Julix" ist die
Mingas-Power GmbH, Rittenscheider Stralle 1-3 in 45128 Essen.
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Ausweislich der derzeit ihr vorliegenden Unterlagen ist im Bereich der PlanmaRnahme kein
heute noch einwirkungsrelevanter Bergbau dokumentiert. Danach ist mit bergbaulichen Ein-
wirkungen nicht zu rechnen.

Uber zukiinftige, betriebsplanmaRig noch nicht zugelassene bergbauliche Téatigkeiten ist ihr
nichts bekannt. Diesbezlglich empfiehlt sie, falls nicht bereits erfolgt, sowohl die Krupp Hoesch
Stahl GmbH und die RAG Aktiengesellschaft als Eigentimerinnen der bestehenden Bergbau-
berechtigungen, als auch die A-TEC Anlagentechnik GmbH als Inhaberin der Bewilligung an der
Planungsmalnahme zu beteiligen.

Im bei ihr geflihrten Bergbau Alt- und Verdachtsflachen Katalog (BAV-Kat) sind fir das
Plangebiet derzeit keine ehemaligen bergbaulichen Betriebsstatten verzeichnet.

In dessen unmittelbarer Umgebung befindet sich jedoch nordlich der "Rheinische Stralte" die
nachfolgend genannte, ehemalige bergbauliche Betriebsstatte:

- BAV-Kat-Nr. 4407-S-008, Schachtanlage Osterfeld, Kokerei einschlie3lich Nebengewinnung

Fir diese ehemalige bergbauliche Betriebsstatte hat die Bergaufsicht weitestgehend geendet.
Fur die Teilflaichen Schacht 3, Grundwassersanierungsanlage Osterfeld und den "Jacobikanal"
der Zentralen Wasserhaltung besteht noch Bergaufsicht.

Far die Teilflachen, auf denen die Bergaufsicht bereits geendet hat ging die Zustandigkeit fur
diese Flachen auf die Stadt Oberhausen Uber, so dass die konkreten Folgenutzungen dieser
Flachen, einschliellich der gegebenenfalls nachtraglich durchgeflihrten umweltrelevanten
MafRnahmen, ihr nicht bekannt sind. Daher kénnen auch keine konkreten Aussagen Uber Art
und Umfang der aktuellen, umweltrelevanten Einflisse oder Beeintrachtigungen, die ge-
gebenenfalls noch von diesen Flachen ausgehen koénnten, getroffen werden. Sie empfiehlt
daher, sich an die Untere Bodenschutzbehdérde zu wenden.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die Krupp Hoesch Stahl GmbH, die A-TEC Anlagentechnik GmbH, die MAN Grundstticks-
gesellschaft mbH und die Ruhrkohle AG sind im Rahmen der Behdrdenbeteiligung von der
Planungsverwaltung angeschrieben worden. Alle Gesellschaften haben keine Stellungnahmen
vorgebracht.

Bezlglich des ehemaligen Bergbaus wurde vorsorglich folgende Kennzeichnung nach § 9
Abs. 5 Nr. 2 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen.

,Der gesamte Planbereich gehort zu den Gebieten, unter denen der Bergbau umging und zum
Anpassungsbereich gemal § 110 Bundesberggesetz vom 13.08.1980. Bei einer Bebauung des
Gebietes sind moglicherweise besondere Sicherungsmalinahmen erforderlich. Bauherren
werden gebeten Kontakt mit den zustandigen Bergwerkseigentimern aufzunehmen.”

Die von der Bezirksregierung Arnsberg benannte Verdachtsflache ist der Unteren Bodenschutz-

behorde der Stadt Oberhausen bekannt, und wurde in der Vorprifung bertcksichtigt. Von einer
altlastenbezogenen Beeintrachtigung des Bebauungsplangebietes ist nicht auszugehen.
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Zul.2 Deutsche Bahn AG
DB Immobilien - Region West
Deutz-Miilheimer StraRe 22-24
50679 Koln

In ihrer Stellungnahme betont die Deutsche Bahn AG, dass durch den Eisenbahnbetrieb und
die Erhaltung der Bahnanlagen Emissionen (insbesondere Luft-und Koérperschall, Abgase,
Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstaube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische
Felder etc.) entstehen, die zu Immissionen an benachbarter Bebauung flhren kdnnen.
Entschadigungsanspriiche oder Anspriiche auf Schutz- oder ErsatzmalRhahmen kénnen gegen
die DB AG nicht geltend gemacht werden, da die Bahnstrecke eine planfestgestellte Anlage ist.
Spatere Nutzer der Flachen sind friihzeitig und in geeigneter Weise auf die Beeinflussungs-
gefahr hinzuweisen.

Stellungnahme der Verwaltung:

Bezuglich der Larmimmissionen, die durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der
Bahnanlagen hervorgerufen werden, wurde die textliche Festsetzung D nach § 9 Abs. 1 Nr. 24
BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen. Entsprechend ergeben sich die hochsten
Anforderungen an den Schallschutz an der Bottroper Stralle, da hier die Immissionsorte
unmittelbar zu den Schienenstrecken ausgerichtet sind sowie in Teilen der Rheinischen und
Vestischen Stralle. Fir die zur Bottroper Strale gerichteten Fassaden gilt der Larmpegel-
bereich V, fur die in Teilen zur Rheinischen und zur Vestischen Stralle gerichteten Fassaden
gelten die Larmpegelbereiche IV und V.

Die moglichen Immissionen, die in Form von Abgasen, Funkenflug, Abrieb z.B. durch Brems-
staube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder u. a. temporar im Rahmen von
ErhaltungsmalRnahmen der Bahnstrecken hervorgerufen werden, sind in der Vorprifung
bertcksichtigt worden. Von einer erheblichen Beeintrachtigung des Bebauungsplangebietes ist
aufgrund des rdumlichen Abstandes der Bahnstrecke zum Plangebiet nicht auszugehen.

Zu 1.3. Industrie- und Handelskammer zu Essen
45117 Essen

Die IHK zu Essen begriftt das Vorhaben, die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die
Sicherung und Starkung der Handels- und Wohnfunktion des Plangebietes und zur Vermeidung
von Trading-Down-Effekten zu schaffen. Sie weist jedoch darauf hin, dass bei einer
Uberplanung des vorhandenen Bestands die planungsrechtlichen Festsetzungen so zu treffen
sind, dass vorhandene Betriebe planerisch gesichert und ihnen Erweiterungsmdglichkeiten
eingerdaumt werden. Insbesondere durch die Festsetzungen von Allgemeinen Wohngebieten
(WA) kann es zu Konflikten mit zahlreichen vorhandenen Betrieben aus dem Einzelhandels-
bereich kommen.

Daruber hinaus befinden sich an der FreiligrathstraRe 3 (Branche: Akustik- und Trockenbau)
sowie Rheinische Stralle 2A (Branche: Logistische Dienstleistungen) zwei von einer WA-
Festsetzung Uberplante Unternehmen, deren Fortbestand durch eine adaquate planerische
Ausweisung zwingend zu sichern ist, sofern diese nicht ohnehin als nicht stérende
Handwerksbetriebe i.S.v. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein bzw. als sonstige nicht stérende
Gewerbebetriebe i.S.v. § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulassig sind.
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V.

Stellungnahme der Verwaltung:

Fur die beiden genannten Unternehmen bestehen nach Sichtung der entsprechenden
Hausakten keine bauordnungsrechtlichen Genehmigungen. Beim stadtischen Bereich
- Blrgerservice, 6ffentliche Ordnung - sind fiir beide fraglichen Grundstlicke jedoch gewerbliche
Nutzungen angezeigt worden.

Im Rahmen einer Ortsbegehung wurden beide vermeintlichen Betriebe in Augenschein ge-
nommen. Der Bereich des potenziellen Logistik-Betriebs an der Rheinischen Stral’e 2b
prasentiert sich dabei als alterer Gebaudebestand, der in der Mitte einen hofartigen Bereich
aufweist. Bei der Ortsbegehung war das Grundstlick durch ein Tor verschlossen. Der Hof-
bereich war dabei stark vermillt. Insgesamt muss der Eindruck gewonnen werden, dass hier
keiner gewerblichen Nutzung mehr nachgegangen wird.

Das Gebaude an der Freiligrathstral’e 3 stellt sich als reines Wohngebaude dar. Kein Schild
und auch keine Lagerflache weisen auf eine gewerbliche Nutzung im Bereich des Akustik- und
Trockenbaus hin. Inwieweit eine der Wohnungen untergeordnet als Buro des Akustik- und
Trockenbauers genutzt wird, kann von hieraus nicht beurteilt werden. Eine solche reine
Buronutzung ware aber in jedem Fall im geplanten Allgemeinen Wohngebiet zulassig.

Die Notwendigkeit einer besonderen Wirdigung der genannten Betriebe durch eine andere
Baugebietsfestsetzung oder die Festsetzung eines erweiterten Bestandsschutzes werden vor
dem Hintergrund der o. g. Ausfuhrungen nicht gesehen.

Zu l.4. Polizeiprasidium Oberhausen
Friedensplatz 2
46045 Oberhausen

Um einen sog. Trading-Down-Effekt zu verhindern empfiehlt das Polizeiprasidium Oberhausen,
unerwinschte Nutzungen und Betriebe im Bebauungsplanbereich auszuschlieen.

Stellungnahme der Verwaltung:

Ausweislich der im Aufstellungsbeschluss genannten Hauptplanungsziele, wird der Bebau-
ungsplan Nr. 672 B aufgestellt, um Trading-Down-Effekten entgegenzuwirken. So sollen u. a.
Vergnugungsstatten und Wettannahmestellen durch textliche Festsetzungen ausgeschlossen
werden.

Stadtebauliches Konzept

Die bestehenden stadtebaulichen Strukturen sollen erhalten bleiben und Entwicklungs-
moglichkeiten an den Stellen, wo sie wiinschenswert sind, eingeraumt werden. Pragend an
dieser Stelle im Stadtgeflige ist besonders die weitgehend geschlossene, mehrgeschossige
Bebauung der meisten Baublécke besonders im 6stlichen Planbereich. Die Blécke zwischen
Baustralle und Kettelerstral’e sind kerngebietstypisch hoch verdichtet, ohne die U(bliche
Nutzungsstruktur eines Kerngebietes aufzuweisen.

Da das Plangebiet zu groRen Teilen bereits bebaut ist und um der weiteren baulichen
Entwicklung eine gewisse Dynamik zu belassen, soll das Mal} der baulichen Nutzung jedoch
nicht Uber Festsetzungen im Bebauungsplan geregelt werden. Vielmehr soll sich die
Zulassigkeit von Vorhaben in Bezug auf das Mal} der baulichen Nutzung und die tiberbaubaren
Grundsticksflachen nach § 34 BauGB richten (einfacher Bebauungsplan gemalt § 30
Abs. 3 BauGB). Auf diese Weise kann der weiteren baulichen Entwicklung ein Spielraum einge-

raumt werden, dessen Grenzen durch die bestehende Bebauung definiert werden.
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VL.

Das Plangebiet weist neben den Verkehrsflachen Allgemeine Wohngebiete (WA), ein Misch-
gebiet (MI) und eine Flache fur Versorgungsanlagen aus.

Fur das Mischgebiet werden Wettannahmestellen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen, Sexshops,
Vergnlgungsstatten sowie Anlagen und Betriebe, die gewerblich betriebenen sexuellen
Dienstleistungen und Darbietungen dienen, textlich ausgeschlossen. Fur die Allgemeinen
Wohngebiete werden Gartenbaubetriebe und Tankstellen ausgeschlossen. Die weiteren vorge-
nannten Nutzungen sind in einem Allgemeinen Wohngebiet ohnehin nicht zulassig.

Weiterer Verfahrensablauf

¢ Einverstandnis des Rates der Stadt mit dem Entwurf des Bebauungsplans sowie Beschluss
des Rates gemaf § 3 Abs. 2 BauGB betreffend die 6ffentliche Auslegung dieses Entwurfs;

e 2. Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemall § 4
Abs. 2 BauGB;

e Bekanntmachung der 6ffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs im Amtsblatt der
Stadt Oberhausen;

e Offentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfs gemaR § 3 Abs. 2 BauGB fiir die Dauer
eines Monats;

e Entscheidung des Rates Uber die vorgebrachten Stellungnahmen sowie Satzungs-
beschluss gemal § 10 Abs. 1 BauGB;

e Rechtskraft des Bebauungsplans durch Veroffentlichung des Satzungsbeschlusses im
Amtsblatt der Stadt Oberhausen.

Kurzzusammenfassung

Der Bebauungsplan Nr. 672 ist nach Aufstellungsbeschluss vom 17.10.2011 in 5 Teilbereiche
(A - E) gegliedert worden. Der Teilbereich A ist bereits rechtswirksam. Nunmehr soll der
Teilbereich B weiter bearbeitet werden.

Der Rat der Stadt beschlie3t die offentliche Auslegung des Entwurfs zum Bebauungsplan
Nr. 672 B - Bottroper Stralde / Vestische Stralle -.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 672 B wird eine vertrdgliche Nutzungsmischung im Plangebiet
angestrebt. Hierbei ist neben der Festsetzung eines Mischgebiets an der Bottroper Stralle
besonders die Festsetzung und Entwicklung von Allgemeinen Wohngebieten vorgesehen. Fir
das Mischgebiet werden u. a. Lotterie- und Wettannahmestellen, Sexshops, Vergnigungs-
statten sowie Anlagen und Betriebe, die gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen und
Darbietungen dienen, textlich ausgeschlossen. Das Mal der baulichen Nutzung und die
Uberbaubaren Grundstucksflachen werden nicht ausgewiesen und sollen sich nach § 34 BauGB
richten (einfacher Bebauungsplan gemafl § 30 Abs. 3 BauGB). Auf diese Weise kann der
weiteren baulichen Entwicklung ein Spielraum eingeraumt werden, dessen Grenzen durch die
bestehende Bebauung definiert werden.
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Stadt Drucksache Nr. Termin
Oberhausen B/16/2835-01 25.09.2017 Rat der Stadt

Der Bebauungsplan Nr. 672 B soll einen Beitrag fir die nachhaltige Funktion des Neben-
zentrums Osterfeld leisten. Neben der Handelsfunktion, ist dabei auch der relativ kleine
Einzugsbereich der Innenstadt mit zu stitzen. Einen Teilbeitrag leistet dazu die Gewahrleistung
des Wohnens auch im unmittelbaren Innenstadtbereich, was sich im Bebauungsplan Nr. 672 B
in der Festsetzung von Allgemeinen Wohngebieten widerspiegelt.

Anlagen
Anlage 1:  Skizze

Anlage 2:  Abwagungsrelevante Stellungnahmen
Anlage 3:  Begrindung (einschliel3lich Umweltbericht)
Die Anlagen 2 + 3 werden aus Kostengrinden und damit als Beitrag zur Haushaltskonsolidierung

nicht in Papierform beigefugt. Sie liegen aber wahrend der Sitzung zur Einsichtnahme aus und
kdnnen daruber hinaus vorab Uber das Ratsinformationssystem ALLRIS heruntergeladen werden.

Drucksache Nr.: B/16/2835-01 / Seite 9 von 9
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Bezirksregierung
Arnsberg

Bezirksregierung Arnsberg » Postfach + 44025 Dortmund
4 Pl

Stadt Oberhausen
Fachbereich 5-4-10
46042 Oberhausen

Abteilung 6 Bergbau und
Energie in NRW

Datum: 2. August 2017
Seite 1 von 4

Aktenzeichen:
65.52.1-2017-443
bei Antwort bitte angeben

Auskunft erteilt:

Herr Habicht
joerg.habicht@bezreg-
arnsberg.nrw.de
Telefon: 02931/82-3651
Fax: 02931/82-47219

Dienstgebéude:
Goebenstralle 25
44135 Dortmund

Bebauungsplan 672 B - Bottroper StraBe / Vestische StrafRe
1. Beteiligung bei der Aufstellung von Bauleitpldnen gemaR § 4 Abs. 1 Bauge-
setzbuch (BauGB)

thr Schreiben vom 03.07.2017 - 5-4-10/0Ob -

Sehr geehrte Damen und Herren,

die vorbezeichnete PlanmafRnahme befindet sich Uber den auf Steinkohle ver-
liehenen Bergwerksfeldern ,Alt-Vondern“ und ,Heide", Gber dem auf Blei- und
Zinkerz verliehenen Bergwerksfeld ,Gerhard”, iber dem auf Sole verliehenen
Bergwerksfeld ,Max Haniel“,Uber dem auf Raseneisenstein verliehenen, inzwi-
schen erloschenen Distriktsfeld ,Gottes Gnaden®, Uber dem auf Kohlenwas-
serstoffe erteilien Bewilligungsfeld ,Methost" sowie Gber dem auf Kohlenwas-
serstoffe erteilten Erlaubnisfeld ,Julix” (zu gewerblichen Zwecken). Eigentime-
rin des Bergwerksfeldes ,Alt-Vondern' ist die Krupp Hoesch Stahl GmbH,
ThyssenKrupp Allee 1 in 45143 Essen. Eigentimerin der Bergwerksfelder
.Heide", ,Gerhard"“ und ,Max Haniel" ist die RAG AG, Shamrockring 1 in 44623
Herne. Letzte Eigentlimerin des Distrikisfeldes ,Gottes Gnaden“ war die MAN
SE in Minchen, vertreten durch die MAN Grundstiicksgeselischaft mbH,
Steinbrinkstrae 170 in 46145 Oberhausen. Diese Gesellschaft ist auch heute

Wichtiger Hirfweis. {(wegen weiterer digitaler Postbearbeitung):
Unterlagen bitte nicht klammern, heften oder kleben und méglichst im DIN-A4-Format senden.
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Hauptsitz:
Seibertzstr. 1, 53821 Arnsberg

Telefon: 02931 82-0

posistelle@bra.nrw.de
www.bra.nrw.de

Servicezeiten:

Mo-Do  08:30 - 12:00 Uhr
13:30 ~ 16;00 Uhr

Fr 08:30 ~ 14:00 Uhr

Landeskasse Disseldorf bei
der Helaba:

IBAN:

DE27 3005 0000 0004 0080 17
BIC: WELADEDD

Umsatzsteuer ID:
DE123878675


http:www.bra.nrw.de
mailto:poststelle@bra.nrw.de
http:arnsberg.nrw.de
mailto:joerg.habicht@bezreg

Bezirksregierung
Arnsberg

noch erreichbar. Inhaberin der Bewilligung ,Methost’ ist die A-TEC Anlagen-
technik GmbH, Schuistral’e 11 in 46519 Alpen. Inhaberin der Erlaubnis ,Julix
ist die Mingas-Power GmbH, Ruttenscheider Str. 1 - 3 in 45128 Essen.

Ausweislich der derzeit hier vorliegenden Unterlagen ist im Bereich der Plan-
mafRnahme kein heute noch einwirkungsrelevanter Bergbau dokumentiert. Da-
nach ist mit bergbaulichen Einwirkungen nicht zu rechnen.

Ferner ist hier nichts Uber mdgliche zukiinftige, betriebsplanmafig noch nicht
zugelassene bergbauliche Tatigkeiten bekannt. Diesbezlglich empfehle ich
lhnen, sowohl die Krupp Hoesch Stahl GmbH und die RAG AG als Eigentime-
rinnen der bestehenden Bergbauberechtigungen, als auch die A-TEC Anlagen-
technik GmbH als Inhaberin der Bewilligung an der PlanungsmafRinahme zu
beteiligen, falls dieses nicht bereits erfolgt ist.

Des Weiteren sei erwahnt, dass eine Erlaubnis das befristete Recht zur Aufsu-
chung des bezeichneten Bodenschatzes innerhalb der festgelegten Feldes-
grenzen gewahrt. Unter dem ,Aufsuchen” versteht man Tatigkeiten zur Fest-
stellung (Untersuchung) des Vorhandenseins und der Ausdehnung eines Bo-
denschatzes. Eine Erlaubnis zu gewerblichen Zwecken dient lediglich dem
Konkurrenzschutz und klart in Form einer Lizenz nur grundséatzlich, welcher
Unternehmer in diesem Gebiet Antrédge auf Durchflihrung konkreter Aufsu-
chungsmalnahmen stellen darf. Eine erteilte Erlaubnis gestattet noch keinerlei
konkrete Malnahmen, wie z. B. Untersuchungsbohrungen, sodass Umwelt-
auswirkungen in diesem Stadium allein aufgrund einer Erlaubnis nicht hervor-
gerufen werden kénnen. Konkrete Aufsuchungsmaflnahmen wéren erst nach
weiteren Genehmigungsverfahren, den Betriebsplanzulassungsverfahren, er-
laubt, die ganz konkret das ,Ob“ und ,Wie" regeln. Vor einer Genehmigungs-
entscheidung erfoigt gemaR den gesetzlichen Vorschriften eine Beteiligung
von ggf. betroffenen Privaten, Kommunen und Behérden. Des Weiteren wer-
den ausflhrlich und griindlich alle éffentlichen Belange - insbesondere auch

die des Gewasserschutzes - geprlift, gegebenenfalls in einem separaten was-
serrechtlichen Erlaubnisverfahren.
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Bezirksregierung
Arnsberg

Im hier gefuhrten Bergbau Alt- und Verdachtsflachen-Katalog (BAV-Kat) sind
fur das Plangebiet derzeit keine ehemaligen bergbaulichen Betriebsstatten
verzeichnet.

In dessen unmittelbarer Umgebung befindet sich jedoch nérdlich der ,Rheini-
sche Stralle” die nachfolgend genannte, ehemalige bergbauliche Betriebsstat-
te:

> BAV-Kat-Nr. 4407-S-008, Schachtanlage Osterfeld, Kokerei einschliel3-
lich Nebengewinnung

Fir diese ehemalige bergbauliche Betriebsstatte hat die Bergaufsicht weitest-
gehend geendet. FUr die Teilflichen Schacht 3, Grundwassersanierungsanla-
ge Osterfeld und den ,Jacobikanal" der Zentralen Wasserhaltung besteht noch
Bergaufsicht. |

Fur die Teilflachen, auf denen die Bergaufsicht bereits geendet hat ging die
Zustandigkeit fir diese Flachen auf die Stadt Oberhausen lber, so dass die
konkreten Folgenutzungen dieser Flachen, einschlieBlich der gegebenenfalls
nachtréaglich durchgeflihrten umweltrelevanten Ma3nahmen, hier nicht bekannt
sind. Daher kénnen auch keine konkreten Aussagen iber Art und Umfang der
aktuellen, umweltrelevanten Einflisse oder Beeintrachtigungen, die gegebe-
nenfalls noch von diesen Flachen ausgehen kénnten, getroffen werden. ich
empfehle Ihnen daher, sich an lhre Untere Bodenschutzbehérde zu wenden.

Fir Ruckfragen stehe ich lhnen jederzeit gerne zur Verfugung.

Bearbeitungshinweis:
Diese Stellungnahme wurde bezuglich der bergbaulichen Verhaltnisse auf

Grundlage des aktuellen Kenntnisstandes erarbeitet. Die Bezirksregierung
Arnsberg hat die zugrunde liegenden Daten mit der zur Erflllung ihrer &ffentli-
chen Aufgaben erforderlichen Sorgfalt erhoben und zusammengestellt. Die
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Bezirksregierung
Arnsbherg

fortschreitende Auswertung und Uberprifung der vorhandenen Unterlagen
sowie neue Erkenntnisse kénnen zur Folge haben, dass es im Zeitverlauf zu
abweichenden Informationsgrundlagen auch in Bezug auf den hier gepriften
Vorhabens- oder Planbereich kommt. Eine Gewahr flr die Richtigkeit, Voll-
standigkeit und Genauigkeit der Daten kann insoweit nicht Ubernommen wer-
den. Soweit Sie als berechtigte &ffentliche Stelle Zugang zur Behdrdenversion
des Fachinformationssystems ,Gefdhrdungspotenziale des Untergrundes in
NRW* (FIS GDU) besitzen, haben Sie hierdurch die Mdéglichkeit, den jeweils
aktuellen Stand der hiesigen Erkenntnisse zur bergbaulichen Situation zu
Uberprifen. Details Uber die Zugangs- und Informationsmdéglichkeiten dieses
Auskunftssystems finden Sie auf der Homepage der Bezirksregierung Arns-
berg (www.bra.nrw.de) mithilfe des Suchbegriffs ,Behérdenversion GDU".

Mit freundlichen GriRen und Glickauf
im Auftrag:

Vbt

(Habicht)

14 von 50 in Zusammenstellung

g

Abteilung 6 Bergbau und
Energie in NRW

Seite 4 von 4


http:www.bra.nrw.de

)

A
@ o-R-AO0 rordry

7>4 “oF 17—

Deutsche Bahn AG
DB Immobilien

Deutsche Bahn AG « DB Immobilien « Deutz-Méttheimer StraBe 22-24 « . Region West

50679 Kéln g Deutz-Miilheimer StSrSE%ZZK-;ﬁ

. Stadt Oberhausen // www.deutschebahn.com
t—'> Fachbereich 5-4-10

Verwaltungsgebaude Techn. Rathaus Ster- Anja Schiitze

krade Telefon 0221 141-2586

Telefax 0221 141-2244
Anja.Schuetze@deutschebahn.com

Bahnhofstralie 66

46042 Oberhausen Zeichen GS.R-W-L(A) TOB-KOL-17-11820 (Sc 20391)
11.07.2017
lhr Zeichen: 5-4-10/Ob lhre Nachricht vom 03.07.2017

1. Beteiligung bei der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 672 B - Bottroper Strale /
Vestische Stralle :

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG bevollmachtigtes
Unternehmen, ibersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme:

. Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen
(insbesondere Luft- und Korperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Brems-
stiube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen
an benachbarter Bebauung fiihren kdnnen. Entschadigungsanspriiche oder Anspriiche
auf Schutz- oder ErsatzmalRnahmen kdnnen gegen die DB AG nicht geltend gemacht
werden, da die Bahnstrecke eine planfestgestellte Anlage ist. Spatere Nutzer der Fla-
chen sind friihzeitig und in geeigneter Weise auf die Beeinflussungsgefahr hinzuweisen.

Bei moglichen Riickfragen stehen wir lhnen gerne zur Verfiigung.

Mit freundlichen GriiRen
Deutsche Bahn AG

i.V. } I LA,
onner

Deutsche Bahn AG Vorsitzender des Vorstand: Berthold Huber o

Sitz: Berlin Aufsichtsrates: Dr, Richard Lutz, Ronald Pofalla UI'ISEI' AI'ISpl'I.lCh.
Registergericht: Prof. Dr. Utz-Hellmuth Felcht  Vorsitzender Ulrich Weber

Berlin-Charlottenburg [ Profitabler Qualititsfiihrer
HRB: 50 000 2(;20 Top-Arbeitgeber

USt-IdNr.: DE 811569869 Umwelt-Vorreiter
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Industrie- und Handelskammaer zu Essen - 45117 Essen

Eingersg
- . »

Stadt Oberhausen o
Fachbereich 5-4-10 @ 57—/{7?0/{,.- Mool éﬂ
z.Hd. Herr Oberstrass
D2 A2F)L.
Bahnhofstr. 66 240 ?ﬂ/

46042 Oberhausen

Bebauungspianverfahren BP OB 672 B ~ Bottroper Str./Vestische Str.
Hier: Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer fiir Essen,
Miilheim an der Ruhr, Oberhausen zu Essen

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu dem o. g. Bebauungsplanvorhaben nehmen wir wie folgt Stellung: Die
Stadt Oberhausen strebt im Plangebiet die Sicherung und Stadrkung der Han-
delsfunktion der Innenstadt von Osterfeld unter Ausschluss von Nutzungen
mit schadlichen Auswirkungen {gem. §6 BauNVQ} an. Ferner sollen gestaite-

rische Festsetzungen zu Werbeanlagen erfolgen.

Die IHK zu Essen begriifit das Vorhaben, die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen fir die Sicherung und Stdrkung der Handels- und Wohnfunktion des
Plangebietes und zur Vermeidung von Trading-Down-Effekten zu schaffen.

Jedoch méchten wir darauf hinweisen, dass bei einer Uberplanung des vor-
handenen Bestands die planungsrechtlichen Festsetzungen so zu treffen sind,
dass vorhandene Betriebe planerisch gesichert und ihnen Erweiterungsmég-
lichkeiten eingerdumt werden. Insbesondere durch die Festsetzungen von all-
gemeinen Wohngebieten es zu Konflikten mit zahlreichen vorhandenen Be-
trieben aus dem Einzelhandelsbereich kommen kann.

Dartiber hinaus befinden sich an der Freiligrathstr. 3 (Branche Akustik- und
Trockenbau) sowie Rheinische Str. 2A (Branche Logistische Dienstleistungen)
zwei von einer WA-Festsetzung {iberplante Unternehmen, deren Fortbestand
durch eine adiquate planerische Ausweisung zwingend zu sichern ist, sofern

diese nicht ohnehin als nicht stérende Handwerksbetriebe i.5.v. § 4 Abs. 2 Nr.

/1
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Industrie- und Handelskammer
fiir Essen, Miitheim an der Ruhr, Oberhausen
2u Essen

Postadresse:
45117 Essen

Haus- und Lieferanschrift:
Am Waldthausenpark 2
45127 Essen

Fon 0201.1892-0
Fax 0201.207866

ihkessen@essen.ink.de
www.essen.ihk24.de

Sparkasse Essen
IBAN: DE45 3605 0105 0000 2766 00
Swift (BIC): SPESDE3EXXX

Datum

18.07.2017

Ihr Zeichen/Nachricht vom
5-4-10/0b/03.07.2017
Unser Zeichen/Nachricht vom
1/Z2a-Sz

thr Ansprechpartner

Sandra Schmitz

E-Mail
sandra.schmitz@essen.ihk.de
Fon

0201 1892-154

Fax

0201 1892-172



mailto:sandra.schmitz@essen.ihk.de
http:www.essen.ihk24.de
mailto:ihkessen@essen.ihk.de

<~_:.> 'H K Industrie- und Handelskammer
- LONIR  fir Essen, Miilheim an der Ruhr, Oberhausen
zu Essen

2 BauNVO aligemein bzw. als sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe i.S.v.

§ 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zuldssig sind.

Mit freundlichen GriBen
Die Geschaftsfihrung
i. A. :

Sandra Schmitz

2/2
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Polizeiprasidium
Oberhausen

Polizeiprasidium Oberhausen, Postfach 101217, 46012 Oberhadse(

Stadt Oberhausen . -
rap w3t DR e

Der Oberbilirgermeister %’QN R ,.,,_/Wm}

FB 5-4-10 f‘;m n

Techn. Rathaus e

Bahnhofstr. 66

46145 Oberhausen b

1. Beteiligung bei der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 672 B
- Bottroper Str./Vestische Str. -
Schreiben Stadt Oberhausen vom 03.07.2017 - 5-4-10/0Ob -

Sehr geehrter Herr Oberstraf,

gegen den 0.g. Bebauungsplan bestehen aus polizeilicher Sicht keine
Bedenken.

Um einen sog. Trading-Down-Effekt zu verhindern wird empfohlen,
unerwlinschte Nutzungen und Betriebe in diesem Bereich auszu-
schlieflen.

Mit freundlichen GriuRen

Im P}uﬁr;x% ém

Ge n RBe
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03. August 2017
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Aktenzeichen;
61.07.02

bei Antwort bitte angeben

Gehrken, RBe

Telefon 0208-826-3513
Telefax 0208-826-3509
DirV FueSt.Oberhausen
@Polizel. NRW.de

Dienstgeb&ude:
Wilhelmplatz 2

Telefon 0208-826-0

Telefax 0208-826-3350
zvst.oberhausen@polizei.nrw.de
www.polizei.nrw.de/oberhausen

Zahlungen an

Landeskasse Dusseldorf
Kto-Nr.: 200031 3

BLZ: 30050000 Helaba
IBAN:

DE 70 300 500 00 0002 000 313
BIC:

WELADEDD


www.polizei.nrw.de/oberhausen
mailto:zvst.oberhausen@polizei.nrw.de
http:Polizei.NRW.de
http:61.07.02

Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 672 B -Bottroper Stral3e / Vestische StraRe-

STADT OBERHAUSEN

Bebauungsplan Nr. 672 B
,Bottroper Stral3e / Vestische Stral3e*

Oberhausen - Osterfeld

BEGRUNDUNG
gem. 8§ 9 Abs. 8 BauGB
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Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 672 B -Bottroper Stral3e / Vestische StraRe-

A

Allgemeines

1. Lage des Plangebiets im Stadtbereich

2. Planungsanlass und Hauptplanungsziele

3. Bestandssituation

4. Planverfahren / Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung

Planerische Grundlagen

N

o

o

Ziele der Raumordnung / vorbereitende Bauleitplanung
Stadtentwicklungskonzept (STEK)
Einzelhandelskonzept

Stadterneuerungsgebiet ,Soziale Stadt Osterfeld*
Landschaftsplan

Derzeitige planungsrechtliche Situation

Stadtebauliches Konzept

Bebauungsplanfestsetzungen

1.

2.

Art der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB )

Malfd der baulichen Nutzung und Bauweise (8 9 Abs. 1 Nr. 1+2 BauGB)
Uberbaubare Grundstiicksflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Gestalterische Festsetzungen (8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Offentliche Verkehrsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Offentliche Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung
- Verkehrsberuhigter Bereich- (8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Ruhender Verkehr
Flache fur Versorgungsanlagen -Elektrizitat- (8 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Gehr-, Fahr- und Leitungsrecht (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Umweltbericht

1.

Einleitung

1.1 Ziele und Inhalte des Bebauungsplans
1.2 Lage des Plangebiets
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Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 672 B -Bottroper Stral3e / Vestische StraRe- Seite 3

1.3 Realnutzung
1.4 Umweltschutzziele aus Ubergeordneten Fachgesetzen und Fachplanungen

2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen im Einwirkungsbereich
des Vorhabens

2.1 Schutzgut Mensch

2.2 Schutzgut Pflanzen und Tiere
2.3 Schutzgut Boden

2.4 Schutzgut Wasser

2.5 Schutzgut Klima / Luft

2.6 Schutzgut Landschaft (Ortsbild)
2.7 Kultur- und sonstige Sachgtiter
2.8 Wechselwirkungen

3. Prognose bei Nichtdurchfiihrung der Planung (Nullvariante)

4.  Geplante Malinahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich
erheblicher, nachteiliger Umweltauswirkungen

5.  Gepriifte Alternativen
6. Methoden und Verfahren der Umweltprifung
7.  Monitoring

8.  Allgemeinverstandliche Zusammenfassung

F Wasserwirtschaftliche Belange

G Kennzeichnung und Hinweise

1. Kennzeichnung

2. Hinweise

H Bodenordnung

[ Familienfreundlichkeit

J Nachhaltigkeit der Planung

K Kosten

L Flachenbilanz
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Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 672 B -Bottroper Stral3e / Vestische StraRe- Seite 4

A Allgemeines

1. Lage des Plangebiets im Stadtbereich

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 672 B liegt in der Gemarkung Osterfeld,
Flur 30, und wird wie folgt umgrenzt:

Westliche Seite der Vestischen StralRe; nordliche Seite der Bottroper Stral3e; 6stliche
Grenzen der Flurstiicke Nr. 150 und 149; nordliche Grenze des Flurstiicks Nr. 149;
westliche Grenze des Flursticks Nr. 148; am nordwestlichsten Grenzpunkt des
Flurstiicks Nr. 148 abknickend zum nordoéstlichen Grenzpunkt des Flurstiicks Nr. 132;
westliche Seite der Freiligrathstral3e; ndrdliche Seite der Bottroper Stralie; Ostliche
Seite der Rheinischen Stral3e; sudliche Seite der BaustraRe; an der norddstlichsten
Ecke des Gebaudes FreiligrathstralRe 5 abknickend zur nordwestlichsten Ecke des
Gebaudes FreiligrathstraRe 10; 6stliche Seite der Freiligrathstral3e; stdliche Seite der
KettelerstralRe.

Die genaue Abgrenzung ergibt sich auch aus der nachfolgenden Ubersichtsskizze.

™

nez

‘w;*/('w

Verfahrensgebiet des Bebauungsplans Nr. 672 B

2. Planungsanlass und Hauptplanungsziele

Die Haupteinkaufslage von Osterfeld entlang der Gildenstralle sowie am Marktplatz
beinhaltet ein Gberwiegend kleinflachig strukturiertes Einzelhandelsangebot und einen
regelmafig stattfindenden Wochenmarkt. Es ist auch eine relativ grof3e Anzahl
erganzender Nutzungen (z. B. Arzte, Rechtsanwalte, Friseure u. a.) im Zentrum von
Osterfeld vorhanden. U. a. die hohe Leerstandsquote fihrt jedoch zu einer geringen
Attraktivitat des Nebenzentrums. Auch die Starken, wie ein gutes Parkplatzangebot
und die Vielzahl ergénzender Nutzungen, reichen nicht aus, um die Innenstadtlage als
Nebenzentrum dauerhaft zu stabilisieren.

Die Starkung zentraler Funktionen und planungsrechtliche Sicherung der Handels-
funktion durch Ausweisung von Kern- und Mischgebieten fir die Bebauungsplane
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Nr. 672 A — E und Ausschluss unerwiinschter Nutzungen sollen neben weiteren
stadtebaulichen Malnahmen und Konzepten einen Beitrag fur die nachhaltige
Funktion des Bereiches leisten. Neben der Handelsfunktion, ist dabei auch der relativ
kleine Einzugsbereich der Innenstadt mit zu stutzen. Einen Teilbeitrag leistet dazu die
Gewahrleistung des Wohnens auch im unmittelbaren Innenstadtbereich.

Angesichts des zerbrechlichen Einzelhandelsgerists sind auch kleinere Stérungen der
Strukturen von grofRer Bedeutung und konnen entsprechende bodenrechtliche
Spannungen ausltsen. Die Innenstadt von Osterfeld braucht Entwicklungsimpulse, die
das Vorhandene im Sinne funktionierender Strukturen bewahren und gleichzeitig
Neues fordern.

Das am 26.05.2008 vom Rat der Stadt beschlossene Einzelhandelskonzept fir die
Stadt Oberhausen gibt Planungsziele fir das Nebenzentrum Osterfeld vor. Ins-
besondere die Zielsetzung der Sicherung und Stérkung der Versorgungsfunktion und
die Gewahrleistung des Wohnens im unmittelbaren Innenstadtbereich kann durch den
Bebauungsplan Nr. 672 B unterstiitzt werden.

Das Stadtentwicklungskonzept 2020, vom Rat der Stadt am 27.10.2008 als stadte-
bauliches Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen,
bestarkt mit dem Ziel ein integriertes Handlungskonzept zur Starkung und Sicherung
von Osterfeld-Mitte zu entwickeln (MaRnahme 1.4), die Aussagen des Einzel-
handelskonzepts und die Ziele des Bebauungsplans Nr. 672 B.

Das zwischenzeitlich erarbeitete integriete Handlungskonzept ,Soziale Stadt
Osterfeld* (IHK) als GesamtmalRnahme beinhaltet in der derzeitigen, durch den Rat
der Stadt Oberhausen beschlossenen und auf Fortschreibung angelegten Fassung 41
TeilmalRnahmen zur Aufwertung des Programmgebietes. Eine Aufnahme in das Bund-
Lander-Programm ,Soziale Stadt NRW* ist mit Berucksichtigung innerhalb der
Programmveroffentlichung des Stadtebauférderprogramms 2016 (STEP 2016) sowie
durch Zuwendungsbescheid vom 22.09.2016 (Az.04/058/16) erfolgt. Mit der Auf-
nahme des Programmgebietes in das Stadtebauférderprogramm ist die Umsetzungs-
phase des integrierten Handlungskonzeptes gestartet. Aktuell werden einzelne Teil-
mafinahmen bereits durchgefihrt.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 672 B werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt:
+ Sicherung und Starkung der Handels- und Wohnfunktion in der Innenstadt von

Osterfeld;

* Ausweisung von Allgemeinen Wohngebieten und eines Mischgebietes unter
Orientierung an den bestehenden Nutzungen;

* Ausschluss von Nutzungen mit schadlichen Auswirkungen wie Anlagen und
Betriebe, die gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen und Darbietungen
dienen, Vergnigungsstatten, Einzelhandel erotischer Artikel, Wettannahmestellen
und anderer.

3. Bestandssituation

Der Bebauungsplan Nr. 672 B umfasst vier Baublécke am westlichen Rand der
Innenstadt von Osterfeld. Die Baublocke sind gepragt von einer weitestgehend
durchgehend viergeschossigen Blockrandbebauung. Die Gebaude weisen einen
heterogenen baulichen Zustand auf, der Grof3teil der Gebaude ist aber augenschein-
lich in einem guten baulichen Zustand.
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Aufgebrochen wird die Blockrandbebauung an zwei Stellen. An der Baustral3e steht
ein ehemaliger Bunker als solitarer Baukorper. An der Ecke Freiligrathstral3e/Bottroper
StralRe befindet sich eine Grinflache.

Der Grof3teil der Baublocke ist durch Wohnnutzung gepragt. Lediglich der Baublock
zwischen den Stral3en Baustral3e, Freiligrathstral3e, Bottroper Straf3e und Vestische
Stral3e weist in den Erdgeschosszonen teilweise gewerbliche Nutzungen auf. Diese
konzentrieren sich auf die Bottroper Strale und die dem eigentlichen Ortskern
zugewandte Bebauung an der Vestischen Stral3e. An der Ecke Bottroper StralRe /
Vestische Stral3e befindet sich eine Spielhalle. Der Eigentimer hat einen Nutzungs-
anderungsantrag fir ein Wettblro gestellt.

Das Umfeld des Plangebiets wird im Osten durch den eigentlichen Ortskern von
Osterfeld mit dem Marktplatz geprégt. Hier dominiert ebenfalls eine mehrgeschossige
Blockrandbebauung. Im Westen schliel3en sich grof3flachigere gewerbliche Nutzungen
an. Sudlich der Bottroper StraRe befinden sich mehrere Einzelhandelsnutzungen.
Nordwestlich des Plangebiets befindet sich ein Neubaugebiet, das durch eine Reihen-
hausbebauung gepragt wird.

Luftbild aus 2016

Das Plangebiet wird durch die umliegenden StraRen gut erschlossen. Uber die
Vestische Straf3e (K 4) und die Bottroper Straf3e (L 511) sind in 1,5 km Entfernung die
Anschlussstelle Oberhausen-Eisenheim der Bundesautobahn 516 und in 1 km Ent-
fernung die Anschlussstelle Oberhausen-Neue-Mitte der Bundesautobahn 42 er-
reichbar.
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Uber die Haltestelle ,Osterfeld-Mitte* (Linien SB 92, SB 93, 953, 954, 956 und 961)
besteht eine gute Anbindung an das Netz des 6ffentlichen Personennahverkehrs. Der
Bahnhof Osterfeld-Sid (RB 44) befindet sich zudem in einer Entfernung von 250 m
bis 900 m.

4. Planverfahren / Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung

Am 17.10.2011 hat der Rat der Stadt den Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan
Nr. 672 -Bottroper Stral3e / Kettelerstral3e (Innenstadt Osterfeld)- gefasst.

Der Aufstellungsbeschluss ist im Amtsblatt vom 02.11.2011 erstmalig und am
03.06.2013 erneut verdffentlicht worden.

Mit Ratsbeschluss vom 22.06.2015 ist der Bebauungsplan Nr. 672 in die Teilbereiche
A - E gegliedert worden. Die Bekanntmachung Uber die Teilung des Verfahrens-
gebietes erfolgte im Amtsblatt vom 15.07.2015.

Die Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der
Neufassung vom 23.09.2004 und nach den “Verfahrensgrundsatzen fir die vorge-
zogene Beteiligung der Blirger an der Bauleitplanung” der Stadt Oberhausen erfolgte
fur den Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 672 B -Bottroper Stralle / Vestische
Stral3e-

- in der Zeit vom 03.07.2017 - 17.07.2017 einschlieRRlich (6ffentliche Darlegung
und Anhorung der Planung).

Innerhalb dieser Zeit bestand Gelegenheit, sich Uber die allgemeinen Ziele und

Zwecke der Planung und deren voraussichtliche Auswirkungen unterrichten zu lassen.

Gleichzeitig wurde den Biirgerinnen und Biirgern Gelegenheit zur AuRerung und
Erorterung gegeben.

Eine offentliche Anhdrung (Blrgerversammlung) hat nach Ziffer 3.2 der vom Rat der
Stadt beschlossenen ,Verfahrensgrundsatzen fir die vorgezogene Beteiligung der
Blrger an der Bauleitplanung® der Stadt Oberhausen nicht stattgefunden.

Gemal § 4 Abs. 1 BauGB wurden die Behdrden und sonstigen Trager oOffentlicher
Belange mit Schreiben vom 03.07.2017 erstmalig bei der Aufstellung des Bebauungs-
plans beteiligt.

Nachfolgend sind die weiteren Verfahrensschritte aufgefiihrt:
- 2. Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemaf

8 4 Abs. 2 BauGB;

- Bekanntmachung der offentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs im
Amtsblatt der Stadt Oberhausen;

- Offentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfs gemaR § 3 Abs. 2 BauGB
fur die Dauer eines Monats;

- Entscheidung des Rates Uuber die vorgebrachten Stellungnahmen sowie
Satzungsbeschluss gemal § 10 Abs. 1 BauGB;

- Rechtskraft des Bebauungsplans durch Veroéffentlichung des Satzungsbe-
schlusses im Amtsblatt der Stadt Oberhausen.
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B Planerische Grundlagen

1. Ziele der Raumordnung / vorbereitende Bauleitplanung

Ziele der Raumordnung sind gemald § 3 Abs. 1 Nr. 2 Raumordnungsgesetz (ROG)
verbindliche Vorgaben in Form von raumlich und sachlich bestimmten oder be-
stimmbaren, vom Trager der Landes- oder Regionalplanung abschlielend abge-
wogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplénen zur
Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums. Sie sind von den in § 4 Abs. 1 ROG
aufgeflihrten Adressaten zu beachten. D. h., es handelt sich um Festlegungen, die
eine strikte Bindung auslosen und nicht durch Abwagung tberwindbar sind.

Grundsatze der Raumordnung sind Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und
Sicherung des Raums als Vorgaben fir nachfolgende Abwéagungs- und Ermessens-
entscheidungen. Sie sind gemal § 4 Abs. 1 Satz 1 ROG zu berucksichtigen. D. h., sie
sind mit dem ihnen zukommenden Gewicht in die Abwagung einzustellen und kénnen
bei der Abwagung mit anderen relevanten Belangen Gberwunden werden.

Sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind unter anderem in Aufstellung be-
findliche Ziele der Raumordnung; diese sind bei raumbedeutsamen Planungen in der
Abwagungsentscheidung zu bertcksichtigen (8 3 Abs. 1 Nr. 3, 8 4 Abs. 1 Satz 1
ROG).

Landesentwicklungsplan

Mit Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt fir das Land Nordrhein-
Westfalen am 25.01.2017 ist der neue Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen
(LEP NRW) am 08.02.2017 in Kraft getreten.

Der zeichnerische Teil des LEP enthalt fur das Plangebiet keine Darstellung.
Nachrichtlich ist der Planbereich dem Siedlungsraum zugewiesen.

Textliche, auf das Plangebiet anwendbare Ziele und Grundsétze enthélt der LEP in
Kapitel 6. Siedlungsraum, Abschnitt 6.1 Festlegungen flr den gesamten Siedlungs-
raum. Gemal dem Raumordnungsziel 6.1-1 hat eine flachensparende und bedarfs-
gerechte Siedlungsentwicklung zu erfolgen. Dabei soll die Bauleitplanung nach Grund-
satz 6.1-2 (Leitbild ,flachensparende Siedlungsentwicklung“) diese flachensparende
Siedlungsentwicklung im Sinne des Leitbildes, in Nordrhein-Westfalen das tagliche
Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsflachen bis zum Jahr 2020 auf 5 ha und
langfristig auf ,Netto-Null“ zu reduzieren, umsetzen. Diesen Aussagen tragt die
vorliegende Planung durch eine Qualifizierung bestehender Siedlungsflachen
Rechnung.

Darlber hinaus postuliert der LEP in Grundsatz 6.1-5 das Leitbild der ,nachhaltigen
europaischen Stadt®, nachdem die Siedlungsentwicklung kompakt gestaltet und das
jeweilige Zentrum gestarkt werden soll. Die Regional- und Bauleitplanung sollen durch
eine umweltvertragliche und siedlungsstrukturell optimierte Zuordnung von Wohnen,
Versorgung und Arbeiten zur Verbesserung der Lebensqualitdt und zur Reduzierung
des Verkehrsautfkommens beitragen. Der Bebauungsplan Nr. 672 B tragt ins-
besondere der Zentrenstarkung Rechnung, da das Nebenzentrum Osterfeld in seinen
Funktionen fur den Handel gesichert und gestarkt werden und kinftige Ent-
wicklungschancen gewabhrt bleiben.

Nach Grundsatz 6.1-6 (Vorrang der Innenentwicklung) haben Planungen und

MalRnahmen der Innenentwicklung Vorrang vor der Inanspruchnahme von Flachen im
Aul3enbereich.
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Im Sinne von Grundsatz 6.2-1 (zentral6rtlich bedeutsame Allgemeine Siedlungs-
bereiche) soll die Siedlungsentwicklung in den Gemeinden auf solche Allgemeinen
Siedlungsbereiche ausgerichtet werden, die Uber ein rdumlich geblndeltes Angebot
an offentlichen und privaten Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen verfigen.
Dieser Grundsatz wird durch die Sicherung der Osterfelder Innenstadt als Handels-
standort mittelbar unterstitzt.

Die mit dem Bebauungsplan Nr. 672 B verfolgten Planungsziele und die in ihm vorge-
sehenen Festsetzungen entsprechen gemall § 1 Abs. 4 BauGB den im Landes-
entwicklungsplan formulierten Zielen und Grundsatzen.

Reqionaler Flachennutzungsplan (RENP)

ST o A JIS)

2k

Die Stadt Oberhausen hat sich mit den
Stadten Bochum, Essen, Gelsenkirchen,
Herne und Mudlheim an der Ruhr zu einer
Planungsgemeinschaft ,Stadteregion Ruhr®
zusammengeschlossen. Die Planungsge-
meinschaft hat einen Regionalen Flachen-
nutzungsplan gemal 8§ 25 Landespla-
nungsgesetz (LPIG) in der Fassung vom
03.05.2005 erarbeitet, der als integraler
Bestandteil des Regionalplans aufgestellt
wurde und zugleich die Funktion eines
Regionalplans und eines gemeinsamen
Flachennutzungsplans gemaR § 204
BauGB ubernimmt.

\Yi’i

1 m‘z/{* ’

Der RFNP ist mit der Bekanntmachung am
03.05.2010 wirksam und damit gemaf § 25

Abs. 4 LPIG Ziel der Raumordnung geworden. Er enthalt fir das Plangebiet des
Bebauungsplans Nr. 672 B folgende Darstellungen:

Bauleitplanung / Regionalplanung
¢ Wohnbauflache / Allgemeiner Siedlungsbereich (W/ASB)
e Gemischte Bauflache / Allgemeiner Siedlungsbereich (M/ASB)

Das im Bebauungsplan Nr. 672 B vorgesehene Mischgebiet (MI) sowie die zwischen
Baustral3e und KettelerstralRe geplanten Allgemeinen Wohngebiete (WA) sind aus
dem RFNP entwickelt. Die geplanten Allgemeinen Wohngebiete (WA) sudlich der
BaustralRe liegen mit einer Gesamtflache von ca. 1,29 ha deutlich unterhalb der
Regeldarstellungsschwelle von 5,0 ha. WA ist aus M/ASB somit im Einzelfall im
Rahmen einer abweichenden Konkretisierung entwickelbar. Die Flache, aus der
entwickelt wird, stellt sich als groRerer M/ASB-Zusammenhang dar, der sowohl in
Funktion als auch Wertigkeit in der Substanz gewahrt bleibt. Eine Gefahrdung der
stadtebaulichen Ordnung kann ebenfalls ausgeschlossen werden.

Der Bebauungsplan Nr. 672 B ist im Sinne des § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der

Raumordnung angepasst und im Sinne des § 8 Abs. 2 BauGB aus dem RFNP
entwickelt.
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2. Stadtentwicklungskonzept (STEK)

Das Stadtentwicklungskonzept Ober-
hausen 2020 (STEK 2020) wurde am
27.10.2008 vom Rat der Stadt Ober-
hausen als informelle Planung be-
schlossen. Der Geltungsbereich des Be-
bauungsplans ist im Plan ,Flachen-
nutzung“ als Wohnbauflache und Misch-
gebiet sowie teilweise Uberlagernd als
Nebenzentrum dargestellt.

Die 0stlich der Freiligrathstraf3e im Be-
bauungsplan Nr. 672 B festgesetzten
Allgemeinen Wohngebiete (WA) und das
Mischgebiet (MI) entsprechen den Dar-
stellungen des STEK. Die Bestands-
situation im slUdwestlich dargestellten
Mischgebiet entspricht den Zielset-
zungen des Bebauungsplans nicht.

e ]

Aufgrund der verfestigten Bestandssituation ist die Entwicklung zu einem Mischgebiet
in diesem Teilbereich auf absehbare Zeit nicht umsetzbar. Das STEK 2020 formuliert
fur den Innenstadtbereich von Osterfeld neben der Starkung der Versorgungsfunktion
zudem die Steigerung der Attraktivitat durch die Schaffung von hochwertigem
Wohnraum. Aus den vorgenannten Grinden der Bestandssituation aber auch den
formulierten Zielen wird deshalb zu Gunsten der Entwicklung von attraktiven
Wohnraum im Innenstadtbereich abweichend von der Darstellung des Stadtent-
wicklungskonzeptes im Bebauungsplan Nr. 672 B ein Allgemeines Wohngebiet (WA)
festgesetzt. Im Rahmen der kiinftig notwendigen Uberprifungen und Anpassungen
des STEK 2020 wird das durch den Bebauungsplan geanderte Ziel entsprechend
bertcksichtigt.

Im Plan ,MalBnahmen® liegt der Geltungsbereich innerhalb der Mallnahme 1.4
,Rahmenplanung / Strukturanalyse®. Fur diesen Bereich soll ein integriertes Hand-
lungskonzept erarbeitet werden. Ziel des Handlungskonzeptes ist es MaRnahmen zu
entwickeln, die den Innenstadtbereich mit seinen vielfaltigen Funktionen aus Handel,
Gemeinbedarf und Wohnen als Mittelpunkt des Stadtteils Osterfelds starken und
sichern. Mit der Malinahme 1.4 wurde durch Erstellung des integrierten Handlungs-
konzeptes Osterfeld und Aufnahme in das Forderprogramm ,Soziale Stadt* begonnen.
Die im integrierten Handlungskonzept Osterfeld beschrieben MaRnahmen befinden
sich seit 2016 in der Umsetzung.

3. Einzelhandelskonzept

Der Rat der Stadt hat am 26.05.2008 ein Einzelhandelskonzept (EHK) fir die Stadt
Oberhausen als informelle Planung im Sinne des 8 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB
beschlossen (Drucksache Nr. B/14/3293-01). Dabei hat er die zentralen Versorgungs-
bereiche fir Oberhausen abgegrenzt und definiert, die zentren- und nahversorgungs-
relevanten Sortimente festgelegt sowie die Verwaltung beauftragt, die im Gutachten
zum Einzelhandelskonzept Oberhausen vorgetragenen Empfehlungen zur Erhaltung
und Entwicklung der Versorgung in Oberhausen bei der Planung zu berlcksichtigen.

Der Ortskern von Osterfeld, zu dem auch teilweise das Plangebiet gehort, ist im
Einzelhandelskonzept als Nebenzentrum eingeordnet worden (siehe S. 64 und 84 ff
des Gutachtens zum Einzelhandelskonzept). Auf Seite 8 (Zeilen 244 - 247) der
damaligen Beschlussvorlage wird zu diesem Nebenzentrum folgendes ausgefinhrt:
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,Der Ortskern Osterfeld hat im Vergleich zu den anderen, gréReren Zentren die
Bedeutung eines Stadtteilzentrums. Ausschlaggebend fiir diese Beurteilung ist die
schwéchere Ausstattung im Einzelhandel, dessen Schwerpunkte auf den Branchen
»,Nahrungs- und Genussmittel“ sowie ,,Bekleidung/Schuhe/Sport* liegen.

Im Zentrenpass Nebenzentrum Osterfeld (siehe Seite 84 ff des Gutachtens zum
Einzelhandelskonzept) heildt es u. a.:

,Das Einzelhandelsangebot ist Uberwiegend kleinflachig strukturiert und insgesamt nur
wenig attraktiv. Die Branchenschwerpunkte liegen bei Nahrungs- und Genussmittel
und Bekleidung / Schuhe / Sport, wobei der Grof3teil der Verkaufsflache auf die
Magnetbetriebe entfallt. Insgesamt ist eine relativ grofe Anzahl an Komplementar-
nutzungen und hier insbesondere im Dienstleistungssektor (u. a. Arzte, Rechtsan-
walte, Friseure) im Zentrum Osterfeld vorhanden. Auf dem Marktplatz findet jeweils
Dienstag und Freitag ein Wochenmarkt statt.”

Die Planungsziele fur das Nebenzentrum Osterfeld sind auf Seite 86 des Gutachtens
zum Einzelhandelskonzept genannt. Sie lauten u. a. wie folgt:

- Sicherung und Starkung der Versorgungsfunktion als Nebenzentrum mit Be-
deutung fur den Stadtraum Osterfeld

- ggf. Angebotsergédnzungen v. a. im kleinflachigen Bereich

- Konzentration des Einzelhandelsangebotes auf Gildenstrale, Marktplatz und
Bergstralie

Gemal einer Anfang 2013 durchgefiihrten und 2014 erganzten Bestandsaufnahme im
Nebenzentrum Osterfeld ist festzuhalten, dass die grundséatzlichen Aussagen und
Planungsziele im Zentrenpass weiterhin ihre Giltigkeit haben. So bilden die Gilden-
stral3e, die BergstralRe und der Marktplatz Osterfeld weiterhin die Haupteinkaufslage
innerhalb des Nebenzentrums. Zwar haben die Betreiber einiger Betriebe (seit 2006)
mittlerweile gewechselt, die Angebotsschwerpunkte haben sich jedoch im Wesent-
lichen nicht geéndert. Innerhalb des Nebenzentrums konnte mittlerweile ein Vorhaben
zur Ansiedlung eines Lebensmittelvollsortimenters umgesetzt werden bzw. befindet
sich zurzeit im Bau (Am Wiedenhof).

Zur Starkung und Attraktivitatssteigerung des zentralen Versorgungsbereichs (8 1
Abs. 6 Nr. 4 BauGB) werden im Bebauungsplan u. a. Vergnugungsstatten (wie z. B.
Spielhallen und Wettbiiros) und Rotlichtnutzungen ausgeschlossen, um den ubrigen
madglichen Nutzungen im Nebenzentrum ein forderliches Umfeld zu gewéhrleisten. Die
geplanten Einschrankungen dienen insbesondere auch der Sicherung und Starkung
der Versorgungsfunktion als Nebenzentrum.

Das Einzelhandelskonzept liegt stdndig im Technischen Rathaus Sterkrade, Bahnhof-
stral3e 66, Zimmer A 009 aus und kann wahrend der Dienststunden eingesehen
werden. AufRerdem ist es im Internet unter www.oberhausen.de/einzelhandels-

konzept.php abrufbar.

Die mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 672 B verfolgten Planungsziele
befinden sich im Einklang mit den Zielvorgaben des Einzelhandelskonzepits.

Das Einzelhandelskonzept der Stadt Oberhausen wird zurzeit Gberarbeitet. Ein erster
Entwurf liegt mittlerweile vor. Dieser Entwurf kommt zu dem Ergebnis, dass ,die
innerhalb des Einzelhandelskonzepts aus dem Jahre 2007 hergeleiteten und be-
grindeten Ubergeordneten Entwicklungszielstellungen (siehe oben) sich bewéhrt
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haben und im Rahmen der Konzeptfortschreibung inhaltlich in Teilen konkretisiert
bzw. erweitert werden”.

Die im bisherigen Einzelhandelskonzept festgelegten Nahversorgungszentren Heide,
Klosterhardt-Sud, Lirich-Nord, Marienkirche, Styrum und Buschhausen (perspek-
tivisch) erfullen vor dem Hintergrund der aktuellen Rechtsprechung nicht mehr die
Mindestanforderungen an einen zentralen Versorgungsbereich und sollen dement-
sprechend im Rahmen der Fortschreibung des Zentrenkonzepts nicht mehr als solche
ausgewiesen werden. Es verbleiben jedoch immer noch sechs Ubergeordnete
zentrale Versorgungsbereiche (ehem. Haupt- und Nebenzentren) und sechs Nahver-
sorgungszentren in Oberhausen. Die Ubergeordneten zentralen Versorgungsbereiche
Alt-Oberhausen, Sterkrade und Osterfeld leiden nach wie vor an einer hohen Leer-
standsquote.

Nach dem vorliegenden Entwurf soll der Einzelhandel mit zentren- und nahver-
sorgungsrelevantem Hauptsortiment primar in den zentralen Versorgungsbereichen
angesiedelt und das Nahversorgungsangebot weiterhin vorrangig in den zentralen
Versorgungsbereichen gesichert und weiterentwickelt werden.

Die zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimente sind weitgehend bestatigt
worden. Lediglich Elektrogrof3geréte sollen im Rahmen der Konzeptfortschreibung
vorbehaltlich der Ratsentscheidung als zentrenrelevantes Sortiment eingegliedert
werden.

Unter Berticksichtigung der bisherigen Ergebnisse kann also festgehalten werden,
dass die Starkung und Entwicklung der zentralen Versorgungsbereiche bzw. der
Nahversorgungsbereiche ein wesentliches Ziel des Einzelhandelskonzepts / der
Einzelhandelssteuerung bleibt. Die mit dem Bebauungsplan Nr. 672 B verfolgten
stadtebaulichen Ziele stehen damit auch im Einklang mit dem Entwurf des Uber-
arbeiteten Einzelhandelskonzeptes.

4. Stadterneuerungsgebiet ,,Soziale Stadt Osterfeld

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seinen Sitzungen am 15.09.2014 und am
16.11.2015 auf der Grundlage des 8§ 171e BauGB das stadtebauliche Programm-
gebiet ,Soziale Stadt Osterfeld® sowie das ,Integrierte Handlungskonzept Osterfeld*
als Gesamtmafnahme fiir den geplanten Stadterneuerungsprozesses im Stadtteil
Osterfeld beschlossen.

Das integrierte Handlungskonzept ,Soziale Stadt Osterfeld (IHK) als Gesamt-
mallnahme beinhaltet in der derzeitigen, durch den Rat der Stadt Oberhausen
beschlossenen und auf Fortschreibung angelegten Fassung 41 TeilmalRhahmen zur
Aufwertung des Programmgebietes. Eine Aufnahme in das Bund-Lander-Programm
,So0ziale Stadt NRW* ist mit Berticksichtigung innerhalb der Programmveréffentlichung
des Stadtebauférderprogramms 2016 (STEP 2016) sowie durch Zuwendungs-
bescheid vom 22.09.2016 (Az.04/058/16) erfolgt.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 672 B sind keine IHK-Teilmafinahmen
vorgesehen. Angrenzende Mallnahmen sind die ,Stralenraumaufwertung/Umge-
staltung der Vestischen StralRe, (zwischen Bottroper Stralle und Rheinischen Stral3e)
und Gestaltungsmafinahmen des Marktplatzes/Gildenstralie.

Ziel des Stadterneuerungsprozesses ist es, eine nachhaltige, zukunfts- und bedarfs-
gerechte Entwicklung fir Osterfeld zu ermdglichen und das Gebiet stadtebaulich
aufzuwerten, das Wohnumfeld und den o6ffentlichen Raum zu verbessern, sowie die
Wohn- und Lebensqualitat der Bewohnerinnen und Bewohner dauerhaft zu steigern.
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Wesentlicher Ansatzpunkt des integrierten Handlungskonzeptes ist es u. a. 6ffentliche
Réaume umzugestalten und zu attraktivieren, den privaten Wohnungsbestand aufzu-
werten und das Stadtteilzentrum in seiner Funktion zu starken.

Mit der Aufnahme des Programmgebietes in das Stadtebauférderprogramm ist die
Umsetzungsphase des integrierten Handlungskonzeptes gestartet. Aktuell werden
einzelne TeilmalRnahmen bereits durchgefuhrt.

Die Hauptplanungsziele des Bebauungsplans entsprechen den Zielen des Stadter-
neuerungsprozesses im Sinne der im IHK formulierten Zielsetzungen.

5. Landschaftsplan

Das Plangebiet befindet sich nicht im Geltungsbereich des Landschaftsplans der
Stadt Oberhausen.

6. Derzeitige planungsrechtliche Situation

Fir den Bereich des Bebauungsplans Nr. 672 B gilt zurzeit der Bebauungsplan Nr. 2
vom 01.07.1949. Dieser setzt ausschlief3lich Stra3en- und Baufluchtlinien fest. Art und
Mal3 der baulichen Nutzung richten sich demnach nach § 34 BauGB.

Im Norden und Westen grenzen die Bebauungspldne Nr. 148, 411 und 676 an, die
dort Verkehrsflachen und Allgemeine Wohngebiete ausweisen. Unmittelbar stdlich gilt
der Bebauungsplan Nr. 147, der fir die Bottroper Stral3e Verkehrsflache und fir den
Ostlichen Eckbereich Bottroper Straf3e / FreiligrathstralRe ein Mischgebiet festsetzt. Im
Nordosten grenzt der seit dem 15.12.2015 rechtskraftige Bebauungsplan Nr. 672 A
an. Dieser sieht Mischgebiete und Allgemeine Wohngebiete vor.

C Stadtebauliches Konzept

Die bestehenden stadtebaulichen Strukturen sollen erhalten bleiben und Ent-
wicklungsmaoglichkeiten an den Stellen, wo sie wiinschenswert sind, eingerdumt
werden. Prdgend an dieser Stelle im Stadtgeflige ist besonders die weitgehend
geschlossene, mehrgeschossige Bebauung der meisten Baublocke besonders im
Ostlichen Planbereich. Die Blocke zwischen Baustral3e und Kettelerstral3e sind kern-
gebietstypisch hoch verdichtet ohne die Ubliche Nutzungsstruktur eines Kerngebietes
aufzuweisen.

Da das Plangebiet zu grofRen Teilen bereits bebaut ist und um der weiteren baulichen
Entwicklung eine gewisse Dynamik zu belassen, soll das Mal3 der baulichen Nutzung
jedoch nicht Gber Festsetzungen im Bebauungsplan geregelt werden. Vielmehr soll
sich die Zulassigkeit von Vorhaben in Bezug auf das Mal3 der baulichen Nutzung und
die Uberbaubaren Grundsticksflachen weiterhin nach § 34 BauGB richten (einfacher
Bebauungsplan gem&R 8§ 30 Abs. 3 BauGB). Auf diese Weise kann der weiteren
baulichen Entwicklung ein Spielraum eingeraumt werden, dessen Grenzen durch die
bestehende Bebauung definiert werden.

Das Plangebiet weist neben den Verkehrsflachen Allgemeine Wohngebiete (WA), ein
Mischgebiet (MI) und eine Flache fir Versorgungsanlagen aus.

Fur das Mischgebiet werden Wettannahmestellen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen,
Sexshops, Vergnigungsstatten sowie Anlagen und Betriebe, die gewerblich be-
triebenen sexuellen Dienstleistungen und Darbietungen dienen, textlich ausge-
schlossen. Fir die Allgemeinen Wohngebiete werden Gartenbaubetriebe und Tank-
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stellen ausgeschlossen. Die weiteren vorgenannten Nutzungen sind in einem
Allgemeinen Wohngebiet ohnehin nicht zulassig.

D Bebauungsplanfestsetzungen

1. Artder baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Mit Ausnahme der Grundstiicke Freiligrathstrale 6 und Bottroper Stral3e 125 bis 133
sowie des brachliegenden Flurstiicks Nr. 167, die als Mischgebiete (MI) festgesetzt
sind, werden die Baugrundstlcke als Allgemeine Wohngebiete (WA) ausgewiesen.

Insgesamt soll die Gliederung des Plangebiets einerseits den Bestand bestétigen und
andererseits im Bereich des festgesetzten Mischgebiets der Steuerung von Vorhaben,
die klassische Geschafts-, Biro- und Einzelhandelsnutzungen aus den Erdge-
schossen verdrangen, dienen.

Die Festsetzung der Allgemeinen Wohngebiete (WA) gemal? § 4 BauNVO erfolgt im
Norden, Osten und Westen des Plangebiets, die dort dem Ubergang zu tiberwiegend
wohnbaulich gepragten Bereichen gerecht wird und auch in Zusammenhang mit der
wohnbaulichen Neubebauung zwischen Baustrale und Freiligrathstrale gesehen
werden muss. Die in den Allgemeinen Wohngebieten vorhandene Nutzungsstruktur
wird auf diese Weise planungsrechtlich gesichert.

Die innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (WA) gemall 8§ 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5
BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Gartenbaubetriebe und Tankstellen sollen auf-
grund des mit diesen Nutzungen in der Regel verbundenen Verkehrsaufkommens
sowie der dafiir nicht vorhandenen Gréf3enordnung nicht Bestandteil des Bebauungs-
planes werden. Der Ausschluss dieser Nutzungen ist auch erforderlich um das Bau-
gebiet, von untypischen, flachenintensiven und das Wohnen stdérenden Nutzungen
freizuhalten. Der Bebauungsplan enthélt die entsprechenden textlichen Festsetzungen
A lund?2.

Fur das Mischgebiet sieht der Bebauungsplan Nr. 672 B weitere textliche Ausschlisse
bestimmter Nutzungen und Betriebe vor:

a) Ausschluss von Lotterie- und Wettannahmestellen

Lotterie- und Wettannahmestellen sind Gewerbebetriebe, die im Gegensatz zu Wett-
biros, die als Vergnigungsstéatten gelten, nicht auf den dauerhaften Aufenthalt von
Personen ausgerichtet sind. Sie kénnen jedoch vergleichbare Auswirkungen wie
Vergnigungsstéatten entfalten (zu mdglichen Auswirkungen siehe zu c)). Sie werden
deshalb Uber die textliche Festsetzung A 4 ausgeschlossen. Da im fuRBlaufig erreich-
baren Umfeld (Marktplatz Osterfeld 4) bereits eine Wettannahmestelle (Lotto-/Toto-
Annahmestellen mit Vermittlung von Oddset-Sportwetten) vorhanden ist, wird derzeit
kein weiterer Bedarf fir solche oder ahnliche Betriebe im Plangebiet gesehen.

b) Ausschluss von Gartenbaubetrieben und Tankstellen

Im Mischgebiet sollen Tankstellen und Gartenbaubetriebe ausgeschlossen werden
(siehe textliche Festsetzungen A 1 und 2), da es sich um einen bereits vollstandig
Uiberbauten Innenbereich handelt, dessen gewerbliche Bestandteile Gberwiegend fir
Handels- und Dienstleistungseinrichtungen genutzt werden sollen.
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c) Ausschluss von Sexshops, Vergniigungsstatten sowie Anlagen und Betrieben, die
gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen und Darbietungen dienen

Als Sexshops gelten Einzelhandelsbetriebe mit einem Sex- und Erotiksortiment (u. a.
pornographische Magazine, Bilder und Filme, erotische Bekleidung und Dessous).

Unter den stadtebaurechtlichen Begriff ,Vergnigungsstatte® fallen:

e Nachtlokale jeglicher Art, Nacht- und Tanzbars, Striptease-Lokale, Peepshows,
Swingerclubs, Sexkinos, Video-Peep-Shows, Flatrate-Bordelle,

¢ Automatenspielhallen, Videospielhallen, Computerspielhallen, Spielkasinos, Spiel-
banken, Wettblros und

e (Tanz-)Diskotheken.

Zu den Anlagen und Betrieben, die gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen
und Darbietungen dienen, gehéren im Wesentlichen:

o Bordelle, ,Eros-Center”, bordellartig betriebene Massagesalons und -clubs u. &.
Betriebe sowie die Wohnungsprostitution.

Wegen ihres typischen Erscheinungsbilds und der typischerweise mit ihnen ver-
bundenen stadtebaulichen Auswirkungen auch auf das ndhere Umfeld, lassen diese
Ansiedlungen negative Auswirkungen wie Trading-Down-Effekte beflrchten und wer-
den deshalb textlich ausgeschlossen (siehe textliche Festsetzungen A 3 - 6).

Unter Trading-Down-Effekten wird dabei die Entwertung einer Gebietsstruktur ver-
standen, die dann entsteht, wenn Betrieben mit typischerweise niedrigem Investitions-
bedarf und vergleichsweise hoher Ertragsstarke (wie z.B. Spielhallen, Bordelle und
bordellartige Betriebe) in Konkurrenz treten zu Betrieben mit hdherem Investitions-
bedarf und geringerer Ertragsstarke. Daraus entsteht ein Verdrédngungseffekt von
gewerblichen- oder Handelsnutzungen mit vergleichsweise schwacherer Finanzkraft
bzw. schwéacherer Renditeerwartung.

Folge ist ein Imageverlust fir den Standort des Mischgebiets sowie fir die um-
liegenden Bereiche. Dieser Imageverlust fiuhrt regelmalig zu einer schwierigen
Nachvermietung bestehender Immobilien, da eine positive Adressbildung, die fur die
weitere Entwicklung des Plangebiets und der umliegenden Bereiche im Sinne der
Ziele der Stadtentwicklung Bedingung ist, unmdglich gemacht wird.

Das Mischgebiet ist Uberwiegend Bestandteil des Nebenzentrums Osterfeld. Es bildet
an dieser Stelle mit den 6stlich angrenzenden Bereichen an der Bottroper StralRe das
,=Eingangstor® zu diesem Nebenzentrum. Mit den Ausschlissen folgt der Bebau-
ungsplan auch den Empfehlungen des Einzelhandelskonzepts (siehe Kapitel B 3).

Aulerdem werden mit dem Ausschluss der Vergniigungsstéatten sowie der Bordelle
und bordellartigen Betriebe auch Beeintrachtigungen der Wohnnutzung innerhalb der
Mischgebiete und der angrenzenden Allgemeinen Wohngebiete vermieden. So
handelt es sich bei diesen ausgeschlossenen Betrieben tberwiegend um Nutzungs-
arten, die die Wohnruhe erfahrungsgemaf empfindlich stéren (insbesondere auch in
den Abend- bzw. Nachtstunden sowie an Wochenenden).

Des Weiteren wird durch den Ausschluss der genannten Nutzungen den regelméaRig
zu beobachtenden Beeintrachtigungen der Gebietsqualitat und des Stadt- und
StralRenbildes sowie den zu erwartenden bodenrechtlichen Spannungen entgegen-
gewirkt.
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30 m noérdlich des festgesetzten Mischgebietes befindet sich das Hospiz St. Vinzenz
Pallotti (Vestische Straf’e 6). Unmittelbar nérdlich anschlieRend liegt die Kirche der
griechisch-orthodoxen Gemeinde. Auch wegen der Nahe eines gegeniber Beein-
trachtigungen durch o. g. Nutzungen schutzbedurftigen Bereichs ist der Ausschluss
von u. a. Wettannahmestellen, Sexshops, Vergnigungsstatten sowie Anlagen und
Betrieben, die gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen und Darbietungen
notwendig.

Aus den vorgenannten Grinden wird der im Plangebiet vorhandenen Spielhalle
(Bottroper Straf3e 133, Erdgeschoss) ein passiver Bestandsschutz eingeraumt. Das
heil3t, dass bis zur Aufgabe der Nutzung (Betriebsaufgabe) die Nutzung als Spielhalle,
entsprechend der Genehmigung, erlaubt ist. Auch Instandsetzungs- und Moder-
nisierungsarbeiten sind zulassig. Nach Aufgabe des Betriebes richtet sich die dann
zulassige Nutzung nach dem Bebauungsplan Nr. 672 B unter Bertcksichtigung der
textlichen Festsetzungen.

Nach Aufgabe der Spielhalle konnte eine Vielzahl anderer gewerblicher Nutzungen,
oder eine Wohnnutzung innerhalb der vorhandenen Gebaudestruktur nach den
Festsetzungen des Bebauungsplans realisiert werden. Auch eine entsprechende
Neubebauung des Grundstiicks ware maoglich.

Mit den Festsetzungen im Bebauungsplan wird dem 6ffentlichen Interesse
(Allgemeinwohl) gegeniiber dem privaten Interesse der Eigentimer (wirtschaftliche
adaquate Nutzung des Grundstlicks) ein hoheres Gewicht eingerdumt.

2. MaR der baulichen Nutzung und Bauweise (8 9 Abs. 1 Nr. 1 + 2 BauGB )

Da es sich um einen bereits vollstandig bebauten Bereich handelt, soll das Maf3 der
baulichen Nutzung im Weiteren nach § 34 BauGB bestimmt werden.

Fur den noérdlichen Teil des sudwestlichen Baublocks zwischen Baustrale und
Bottroper Stral3e sowie flr den Baublock zwischen Kettelerstraf3e und Greenstral3e
wird die geschlossene Bauweise festgesetzt. Die Festsetzung orientiert sich flr den
Baublock zwischen Kettelerstral3e und Greenstral3e am Bestand und sichert diesen
planungsrechtlich.

Fur den nordlichen Teil des Baublocks zwischen Baustral3e und Bottroper Stral3e soll
damit Planungen Rechnung getragen werden, die eine Umnutzung des vorhandenen
Bunkers zu Wohnzwecken vorsehen. In diesem Zusammenhang ist eine Bebauung
der westlich und 6stlich des Bunkers befindlichen Freiflachen denkbar. Dies soll durch
die Festsetzung der geschlossenen Bauweise unterstiitzt werden.

3. Uberbaubare Grundstiicksflachen (8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB )

Da es sich um einen bereits vollstandig bebauten Bereich handelt, sollen die Uber-
baubaren Grundstiicksflachen im Weiteren nach § 34 BauGB bestimmt werden.

4. Gestalterische Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB)

Die Gestaltung des o6ffentlichen Raums hat einen hohen Anteil an der erlebten stadte-
baulichen Qualitat im Stadtraum. Im Umkehrschluss kann die Abwesenheit von stadt-
gestalterischer Qualitat zu einer negativen Wahrnehmung des 6ffentlichen Raums und
damit zur Bildung und Verfestigung eines negativen Images desselbigen beitragen.
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Besonders in Gebieten, in denen bereits durch die vorhandene Nutzungsstruktur ein
Trading-down-Effekt zu beflrchten bzw. zu beobachten ist, ist gleichzeitig auch eine
wenig qualitatsvolle Gestaltung der offentlichen Raume zu beobachten. Hierzu
beitragen kénnen unter anderem vollstandig zugeklebte Fensterfronten, wie sie haufig
bei Spielhallen und Wettbiros zu beobachten sind, oder unangemessene, Uber-
dimensionierte Werbeanlagen, die in keinem Verhaltnis zu der umgebenden Bebau-
ungsstruktur bzw. zu bereits vorhandenen, in das stadtebauliche Umfeld integrierten
Werbeanlagen stehen.

Neben dem Ausschluss von bestimmten Nutzungsarten kann somit auch eine
qualitatsvolle Stadtgestaltung zu einer positiven stadtebaulichen Entwicklung und
damit zu einer Vermeidung eines Trading-down-Effekts beitragen. Aus diesen
Grinden werden in den Bebauungsplan gemall § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m.
§ 86 Abs. 1 BauO NRW Gestaltungsfestsetzungen aufgenommen (siehe textliche
Festsetzungen B 1-5).

Weiterhin sind die vorgesehenen Gestaltungsfestsetzungen Teil der Zielsetzung,
einen ganzheitlichen Gestaltungswillen fir das gesamte Zentrum von Osterfeld zu
entwickeln. Dieser Wille wurde bereits im rechtskraftigen Bebauungsplan Nr. 672 A
- Kettelerstral3e / Marktplatz Osterfeld — dokumentiert, indem dort ebenfalls dezidierte
Gestaltungsfestsetzungen vorgenommen wurden. Die im Bebauungsplan Nr. 672 A
begonnene Entwicklung eines einheitlichen Gestaltungsrahmens fiir den Stadtraum
und die gelebte Umwelt soll im Bebauungsplan Nr. 672 B weitergeflihrt werden.
Weiterhin gehen die mit den Gestaltungsfestsetzungen verfolgten Ziele konform mit
den Zielsetzungen des Stadterneuerungsprozesses, der im Rahmen des Stadter-
neuerungsprogramms ,Soziale Stadt* fur u. a. auch das Zentrum Osterfeld initiiert
werden soll. Die Gestaltungsfestsetzungen konnen die im Rahmen der Stadter-
neuerung geplanten MaRnahmen unterstiitzen und ihre Umsetzung stadtgestalterisch
begleiten.

Diese Gestaltungsfestsetzungen beziehen sich im Besonderen auf die Ausgestaltung
und Dimensionierung von Werbeanlagen und flachige Abdeckungen von Schau-
fenstern. Ziel dieser Festsetzungen ist es, wie oben beschrieben, eine qualitatsvolle
Gestaltung des offentlichen Raums sicherzustellen und in Verbindung mit den fest-
gesetzten Ausschlissen von Bestimmen Nutzungen und Nutzungsarten dem Trading-
down-Effekt entgegen zu wirken.

Vorhandene Schilder und Werbeanlagen, die den Festsetzungen nicht entsprechen,
geniel3en Bestandsschutz.

5. Offentliche Verkehrsflachen (8§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die im Plangebiet vorhandenen Stralen werden gemal ihrer Funktion und ent-
sprechend dem Ausbau als offentliche Verkehrsflachen festgesetzt.

6. Offentliche Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung
- Verkehrsberuhigter Bereich- (8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die von der FreiligrathstralRe abgehende, als FuBweg gekennzeichnete Verkehrs-
flache weist eine ErschlieBungsfunktion fir die im Blockinnenbereich liegenden
Grundstucke, u. a. der Flache fir Versorgungsanlagen -Elektrizitat-, auf. Die in
stadtischem Eigentum befindlichen ErschlieBungsflachen werden entsprechend ihrer
Funktion als offentliche Verkehrsflache mit besonderer Zweckbestimmung - Verkehrs-
beruhigter Bereich - festgesetzt.
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7. Ruhender Verkehr

Weitergehende Festsetzungen zum ruhenden Verkehr werden nicht getroffen, da im
Plangebiet gegeniiber dem Bestand keine verkehrserzeugenden Nutzungsarten hin-
zutreten.

8. Flache fir Versorgungsanlagen - Elektrizitdt - (8 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Mit ErschlieBung von der Vestischen Stral3e aus befindet sich auf dem Flurstiick
Nr. 143 eine Trafostation. Diese wird gemafd 8§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB als Flache fir
Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung -Elektrizitdt- planungsrechtlich
bestatigt.

9. Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (8§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Die an die festgesetzte offentliche Verkehrsflache -Verkehrsberuhigter Bereich- in
westlicher Richtung angrenzende weitere Erschlie3ung des Blockinnenbereichs wird
Uber die Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechts auf dem privaten Grund-
stiick planungsrechtlich gesichert. Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht gilt dabei fur
Anwohner und die Ver- und Entsorgungstrager.

Laut Kommentierung zum Baugesetzbuch (Ernst-Zinkahn-Bielenberg) besteht die
Rechtsfolge von Festsetzungen nach 8 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB darin, dass die
Belastung der bezeichneten Flache mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu-
gunsten der Begunstigten zuldssig ist und Vorhaben, die solchen Belastungen
widersprechen unzulassig sind. Durch die Festsetzung werden die Rechte selbst
jedoch nicht festgesetzt oder begriindet. Die Begriindung der Rechte muss durch
Vertrag oder durch die Eintragung von Grunddienstbarkeiten und ggf. von offentlich-
rechtlichen Baulasten erfolgen.

E Umweltbericht

1. Einleitung

Gemall § 2 a Baugesetzbuch (BauGB) ist der Umweltbericht als ein gesonderter
Bestandteil der Begriindung des Bebauungsplans zu erarbeiten. Nach § 2 Abs. 4
BauGB werden im Umweltbericht die in der Umweltpriifung ermittelten voraussichtlich
erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet. Die Umweltprifung
bezieht sich auf das, was nach gegenwartigem Wissensstand und allgemein
anerkannten Prufmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans
angemessener Weise verlangt werden kann.

1.1. Ziele und Inhalte des Bebauungsplans

Das Plangebiet befindet sich im Kernbereich von Osterfeld und beinhaltet vier
Baublocke am westlichen Rand der Innenstadt von Osterfeld. Entlang der Bottroper
Strale und Vestischen StralRe sind vorwiegend in den Erdgeschosszonen teilweise
gewerbliche Nutzungen vorhanden. Die Starkung zentraler Funktionen und planungs-
rechtliche Sicherung der Handelsfunktion durch Ausweisung von Kern- und Misch-
gebieten in Osterfeld-Mitte und der Ausschluss unerwinschter Nutzungen sollen
neben weiteren stadtebaulichen Maflinahmen und Konzepten einen Beitrag fur die
nachhaltige Starkung des Bereiches leisten. Neben der Handelsfunktion, ist dabei
auch der relativ kleine Einzugsbereich der Innenstadt mit zu stiitzen. Einen Teilbeitrag
leistet der Bebauungsplan Nr. 672 B mit der Gewahrleistung des Wohnens auch im
unmittelbaren Innenstadtbereich.
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Mit dem Bebauungsplan Nr. 672 B werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt:

e Sicherung und Starkung der Handels- und Wohnfunktion in der Innenstadt von
Osterfeld,;

e Ausweisung von Allgemeinen Wohngebieten und eines Mischgebietes unter
Orientierung an den bestehenden Nutzungen;

e Ausschluss von Nutzungen mit schadlichen Auswirkungen wie Anlagen und
Betriebe, die gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen und Dar-
bietungen dienen, Vergnigungsstatten, Einzelhandel erotischer Artikel, Wettan-
nahmestellen und anderer.

1.2. Lage des Plangebiets

Das Plangebiet liegt in Osterfeld-Mitte und wird in Abschnitten von der Vestischen
Stral3e; der Bottroper Straf3e, der Rheinischen Stral3e, der Baustral3e, der Freiligrath-
stral3e und der Kettelerstral3e begrenzt.

1.3. Realnutzung

Der Bebauungsplan Nr. 672 B umfasst vier Baublécke am westlichen Rand der Innen-
stadt von Osterfeld. Die Baubldcke sind gepragt von einer weitestgehend durch-
gehend drei- bis viergeschossigen Blockrandbebauung. An der Baustral3e steht ein
ehemaliger Bunker als solitdrer Baukdrper. An der Ecke FreiligrathstraflRe/Bottroper
StralRe befindet sich eine Grunflache. Der Grof3teil der Baublocke ist durch Wohn-
nutzung gepragt. Lediglich der Baublock zwischen den Stra3en BaustralRe, Freiligrath-
stral3e, Bottroper Stral3e und Vestische Strafle weist in den Erdgeschosszonen teil-
weise gewerbliche Nutzungen auf. An der Ecke Bottroper Straf3e/Vestische Stralie
befindet sich eine Spielhalle. Der Eigentimer hat einen Nutzungsanderungsantrag fir
ein Wettbiiro gestellt.

Das Plangebiet wird durch die umliegenden StraRen gut erschlossen. Uber die
Vestische Straf3e und Bottroper Strafl3e (L 511) sind die Bundesautobahn 516 und die
Bundesautobahn 42 erreichbar. Uber die Haltestelle ,Osterfeld-Mitte“ besteht eine
gute Anbindung an das Netz des offentlichen Personennahverkehrs. Der Bahnhof
Osterfeld-Sid (RB 44) befindet sich, vom stdostlichen Ende des Planungsgebietes
aus betrachtet, zudem in einer Entfernung von 100 m.

1.4. Umweltschutzziele aus Ubergeordneten Fachgesetzen und Fachplanungen

Bezlglich der Darstellungen im Regionalen Flachennutzungsplan (RFNP) und
Stadtentwicklungskonzept (STEK) wird auf die Kapitel B1 und 2 (Seiten 9 und 10 der
Begriindung) verwiesen.

Der Bebauungsplan befindet sich weder im Geltungsbereich des Landschaftsplans
der Stadt Oberhausen noch in einem Schutzgebiet.

Im Umweltbericht sind die Ziele, die in einschlagigen Fachgesetzen und Fachplanen
festgelegt wurden und die fiir den Bebauungsplan von Bedeutung sind, darzustellen.
Die nachfolgende Tabelle stellt eine Ubersicht der verwendeten Gesetze und
Verordnungen dar.
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Fachgesetz

Ziele des Umweltschutzes

BauGB
Baugesetzbuch

Gewadhrleistung "einer nachhaltigen stédtebaulichen Entwicklung";
Sicherung "einer menschenwirdigen Umwelt"; "natirliche Lebensgrund-
lagen schitzen und entwickeln".

BNatSchG
Bundesnatur-
schutzgesetz

Schutz von Natur und Landschaft aufgrund ihres Selbstwertes und als
Lebensgrundlagen des Menschen, auch in Verantwortung fur kinftige
Generationen, im besiedelten und unbesiedelten Bereich, dass

- die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes,

- die Regenerationsfahigkeit und die nachhaltige Nutzungsfahigkeit
der Naturguter,

- die Tier- und Pflanzenwelt einschl. ihrer Lebensstétten und Lebens-
raume sowie

- die Vielfalt, Eigenart und Schonheit sowie der Erholungswert von
Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind.

Sicherung der Artenvielfalt durch die Erhaltung der naturlichen Lebens-
raume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen.

LG NRW
Landschafts-
gesetz Nordrhein-
Westfalen

Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft zur Sicherung
der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes, Aufzeigen von geeigneten
Vermeidungs-, Verminderungs- und AusgleichsmafRnahmen bei unver-
meidbaren planbedingten Beeintrachtigungen

FFH- und
Vogelschutzricht-
linie

Sicherung der Artenvielfalt durch die Erhaltung der natirlichen
Lebensrdaume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen bzw. Wild-
lebender Vogelarten im europdischen Gebiet der Mitgliedstaaten der EU.

BBodSchG
Bundesboden-
schutzgesetz

BBodSchV
Bundes-
Bodenschutz-
und Altlasten-
Verordnung

Sicherung und Wiederherstellung von Bodenfunktionen, Vermeidung von
Beeintrachtigungen der natirlichen Funktionen des Bodens sowie seiner
Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte. Vorsorge gegen
das Entstehen schadlicher Bodenveranderungen. Sparsamer und
schonender Umgang mit Grund und Boden.

WHG
Wasserhaus-
haltsgesetz

LWG
Wassergesetz fur
das Land Nord-
rhein-Westfalen

Sicherung der Gewasser als Bestandteil des Naturhaushaltes und als
Lebensraum fur Tiere und Pflanzen und deren Bewirtschaftung zum
Wohl der Allgemeinheit und zur Unterlassung vermeidbarer Beein-
trachtigungen ihrer 6kologischen Funktionen.

BImSchG
Bundesimmissions-
schutzgesetz

Schutz vor schadlichen Umweltauswirkungen (Immissionen) sowie Vor-
beugung hinsichtlich des Entstehens von Immissionen (Gefahren,
erhebliche Nachteile und Beldstigungen durch Luftverunreinigungen,
Gerausche, Erschitterungen, Licht, Wéarme, Strahlen und &hnliche
Erscheinungen)
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2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen im Einwirkungs-
bereich des Vorhabens

2.1. Schutzgut Mensch

Unter dem Schutzgut Mensch sind die Bevdlkerung im Allgemeinen, ihre Gesundheit
und ihr Wohlbefinden zu verstehen. Neben der Sicherung einer menschenwirdigen
Umwelt und dem Schutz und der Entwicklung der natirlichen Lebensgrundlagen, sind
als Schutzziele das gesunde Wohnen und Arbeiten und die Mdéglichkeiten zu Sport,
Freizeit und Erholung zu betrachten.

Sport, Freizeit und Erholung

Die Funktionen Sport, Freizeit und Erholung haben bezogen auf das Plangebiet keine
Bedeutung, da es keine offentlichen Platze, Sportflachen oder Griinflachen mit hoher
Aufenthaltsqualitéat gibt. Die Blockinnenbereiche verfiigen Uber eine unterschiedlich
starke Verdichtung. Allgemein lassen sich kleinere, private Grunflachen finden, wobei
diese in den beiden an der Bottroper Straf3e angrenzenden Baublocken grof3zugiger
bemessen sind. Insgesamt verfiigt das Planungsgebiet Uber 28 StralRenbdume
(darunter Ginkgo, Hainbuche und Kugel-Ahorn). Sie dienen u. a. einer Minderung von
beeintrachtigenden, klimatischen und lufthygienischen Wirkungen auf den Menschen
und lockern das Stadtbild des tUberwiegend versiegelten Raumes auf.

Auswirkungen von StraRenverkehrslarm

Die auf das Plangebiet einwirkenden Gerduschimmissionen wurden im Rahmen einer
schalltechnischen Beurteilung vom 11.08.2017 durch den Bereich Umweltschutz der
Stadt Oberhausen berechnet. Diese Stellungnahme zum Larmschutz einschlieBlich
der beiden Larmkarten (Tag- bzw. Nachtwerte) sind als Anlage 1 beigefugt.

Drei Baublocke und ein Teilbereich im Plangebiet werden als Allgemeines Wohn-
gebiet (WA) festgesetzt. Der Bereich entlang der Bottroper Stral3e zwischen Ein-
mindung FreiligrathstralBe und Vestische Strale wird als Mischgebiet (MI) ausge-
wiesen.

Die wesentliche Larmquelle im Plangebiet stellt die Bottroper Stralle mit einer
Verkehrsbelastung von rd. 7.200 KFZ/24h im entsprechenden Abschnitt dar. Nach-
folgend fiihrt die Rheinische StraRe viel Verkehr, wahrend die Abschnitte der an-
grenzenden Stral3en, wie Baustral3e, Freiligrathstralle, Kettelerstral3e, Greenstral3e
und die Vestische Stral3e Uber wenig nennenswerte Verkehrsbelastung verflgen.
Zusatzverkehre werden durch die Festsetzungen des Bebauungsplans nicht her-
vorgerufen.

Bei stadtebaulichen Neuplanungen findet die DIN 18005 "Schallschutz im Stadtebau”
Anwendung. Die DIN 18005 nennt keine Grenzwerte sondern Orientierungswerte,
deren Einhaltung angestrebt wird, damit die mit der Eigenart des betreffenden
Baugebietes verbundene Erwartung auf angemessenen Schutz vor Larmbelastungen
erfullt werden kann. Das im Plangebiet festgesetzte Mischgebiet (MI) misste daher
Schallimmissionen von tags 60 dB(A) und nachts von 50 bzw. 45 dB(A), das
Allgemeine Wohngebiet (WA) 55 dB(A) und nachts von 45 bzw. 40 dB(A), einhalten.

Die berechneten Pegel stellen an der Bottroper Straf3e mit bis zu 65 dB(A) in der
Nacht die hdchsten Werte im Plangebiet dar, und befinden sich dabei weit oberhalb
der Orientierungswerte der DIN 18005 (Schallschutz im Stadtebau). Aber auch die
berechneten Pegel, an den anderen Straf3enabschnitten, insbesondere an der
Rheinischen Stral3e und der Vestischen Stral3e, Uberschreiten mit bis zu 60 dB(A) in
der Nacht die Orientierungswerte. In den Innenbereichen der Blockbebauung werden
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die Orientierungswerte zwischen Kettelerstra3e und Greenstrale sowie zwischen
GreenstralR3e und Baustral3e weitgehend eingehalten.

Aufgrund der festgestellten Uberschreitungen sind SchallschutzmaRnahmen er-
forderlich. Da die stadtebauliche Situation im vorliegenden Fall keine aktiven
Schallschutzmafinahmen zulasst, werden passive Schallschutzmallhahmen fest-
gesetzt. Demnach ist zur Gewahrleistung von gesunden Wohn- und Arbeitsver-
haltnissen eine Abschirmung des AufRenldrms durch eine ausreichende Schall-
dammung der AufRenbauteile (Fassade, Fenster, Rollladenkasten etc.) erforderlich
(siehe textliche Festsetzung D).

Auswirkungen durch Schienenverkehrslarm

Eine weitere Larmquelle mit Wirkung auf das Plangebiet stellt der Schienenver-
kehrslarm auf den Bahnstrecken, die den Bahnhof Osterfeld-Sid im parallelen Verlauf
zur Bottroper Stral3e anfahren, dar.

In der sog. “Strategischen Larmkarte“ der Stadt Oberhausen nach § 47 d BImSchG
werden fur die betreffende Abschnitte folgende AuRenlarmpegel dargestellt:

LDEN (24h-Pegel):
65 <70 dB(A)

Lnight (Nachtpegel):
55 <60 dB(A)

Die Orientierungswerte kdnnen demnach im Plangebiet weder tags noch nachts ein-
gehalten werden.

Festsetzungen zum Schallschutz

Entsprechend den Betroffenheiten aus dem StralRenverkehrslarm ergeben sich die
hochsten Anforderungen an den Schallschutz an der Bottroper Stral3e, da hier die
Immissionsorte unmittelbar zu den Schienenstrecken ausgerichtet sind sowie in Teilen
der Rheinischen und Vestischen StraRe. Fir die zur Bottroper Straf3e gerichteten
Fassaden gilt der Larmpegelbereich V, flir die in Teilen zur Rheinischen und zur
Vestischen Stral3e gerichteten Fassaden gelten die Larmpegelbereiche IV und V. Fur
alle weiteren Fassaden entlang der Ubrigen StralRenabschnitte gilt der Larmpegel-
bereich Ill. In der als Anlage 1 beigefligten Karte der Tagwerte sind die Larmpegel-
bereiche gekennzeichnet.

Da entsprechend der DIN 18005 Teil 1, Beiblatt 1 bei Beurteilungspegeln uber
45 dB(A) nachts selbst bei nur teilweise gedffnetem Fenster ungestérter Schlaf haufig
nicht mehr maoglich ist, missen in Schlaf- und Kinderzimmern, vor deren Fenstern
nachts der Mittelungspegel von 45 dB(A) uberschritten wird, mit einer zusatzlich
schallgedammten Liftungseinrichtung mit einem Luftwechsel von 20 m3/h und Person
versehen werden. Dabei ist zu gewéahrleisten, dass das geforderte Schalldamm-Mal3
auch mit Liftung eingehalten wird. Die bestehenden Mittelungspegel sind der als
Anlage 1 beigefugten Karte ,Nachtwerte“ zu entnehmen.

Bei Aufenthaltsraumen von Wohnungen, Ubernachtungsraumen in Beherbergungs-
statten (auch in Kindertagesstatten) sowie Unterrichtsraumen, die ausschliel3lich
Fenster zu Fassaden mit einer L&rmbelastung gréRer oder gleich dem L&rm-
pegelbereich IV besitzen, ist flr eine ausreichende Luftwechselrate bei geschlossenen
Fenstern und Tlren zu sorgen. Dabei ist zu gewahrleisten, dass das erforderliche
Schallddammmal’ des AulRenbauteils (erf. R'w, res) nicht beeintrachtigt wird.
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Unter der Voraussetzung, dass der Nachweis erbracht wird, dass die entsprechenden
Innenraumpegel auf andere Weise eingehalten werden, kénnen die Anforderungen
des zugewandten Larmpegelbereichs unterschritten werden.

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist als Bestandteil der Bauvorlagen vom
Antragsteller/Bauherrn der auf den Einzelfall abgestellte Nachweis der Schallschutz-
maflnahmen auf der Grundlage der DIN 4109 zu erbringen.

Die DIN 4109 kann bei der Stadt Oberhausen, Dezernat 4, Bereich 5-4 -Bauleitplane,
Wohnungswesen, Denkmalschutz-, Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstral3e
66, Zimmer A 009 wahrend der Dienststunden eingesehen oder kostenpflichtig beim
Beuth Verlag, 10772 Berlin, bezogen werden.

Auswirkungen von Gewerbelarm und weitere Immissionen

Im Plangebiet und seiner unmittelbaren Umgebung wurde keine Berechnung des
Gewerbelarms durchgefuhrt, da kein Gewerbe mit relevanter Gewerbelarmquelle
innerhalb des Plangebietes und seinem direkten Umfeld bekannt ist. Alle im Plan-
gebiet gelegenen Gewerbebetriebe (BlUros und Ladenlokale) wurden als Betriebe
ohne Beitrag auf die Gesamtimmissionssituation beurteilt. Nachbarbeschwerden, die
auf ein Storpotenzial hinweisen wirden, liegen nicht vor.

Bezlglich einer Belastung durch Gerliche, Lichtimmissionen oder elektromagnetische
Felder liegen keine Erkenntnisse vor.

Nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind nicht zu erwarten.
2.2. Schutzgut Pflanzen und Tiere

Bei den Schutzgiitern Pflanzen und Tiere stehen der Schutz der Arten und ihrer
Lebensgemeinschaften in ihrer natirlichen Artenvielfalt und der Schutz ihrer Lebens-
raume und -bedingungen im Vordergrund.

Innerhalb der offentlichen Verkehrsflachen wurden entlang der Greenstralie,
BaustralRe und Vestischen Stral3e 28 Baume (darunter Ginkgo, Hainbuche und Kugel-
Ahorn) mit einem Mindeststammumfang von 16-18 cm gepflanzt. Die Baumscheiben
wurden durch geeignete Malinahmen vor Oberflachenverdichtungen geschiitzt und
teilweise mit bodendeckenden Gehdlzen bzw. Stauden bepflanzt. Die StralRenbe-
grinung ist fur die Stralenabschnitte abgeschlossen. Eine Ausweitung der Be-
pflanzung ist nicht vorgesehen. Die 28 Laubbdume bleiben erhalten und werden mit
Hilfe der textlichen Festsetzung C 1 und durch zeichnerische Ausweisung gemaf § 9
Abs.1 Nr. 25 b BauGB gesichert.

Im Plangebiet sind keine Waldflachen, Schutzgebiete nach Landschaftsgesetz (LG
NRW), keine Biotopkatasterflachen, Gebiete des Netzes Natura 2000 oder Flachen
und Objekte mit Schutzkategorien nach Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) direkt
oder indirekt betroffen.

Nach Durchsicht der bei der Unteren Landschaftsbehorde vorliegenden Kartierungen
und der Prufung der landesweiten Kartierungsergebnisse des Landesamts fur Natur,
Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV) im Fachinformations-
system (FIS) wurde festgestellt, dass im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 672 B und
in seiner Umgebung bisher keine planungsrelevanten Arten vorkamen oder vor-
kommen. Daher sind die artenschutzrechtlichen Verbote des 8§ 44 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) vom Vorhaben nicht betroffen. Nachteilige Auswirkungen
auf das Schutzgut sind nicht zu erwarten.
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Ein Eingriff in Natur und Landschaft wird durch die Planung nicht ausgeltst. So dass
AusgleichsmalRnahmen im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB nicht erforderlich werden.

Die zum Erhalt festgesetzten StralBenbaume und die festgesetzte Dach- und
Fassadenbegriinung (s. auch Kapitel E 2.5) werden das Mikroklima positiv
beeinflussen, indem sie zur nachtlichen Abkihlung und Dampfung der sommerlichen
Hitze beitragen.

2.3. Schutzgut Boden

Das Schutzgut Boden besitzt unterschiedlichste Funktionen fir den Naturhaushalt,
insbesondere als Lebensgrundlage fur Menschen, Tiere, Pflanzen und Boden-
organismen. Darlber hinaus sind seine Wasser- und Nahrstoffkreislaufe, seine Filter-,
Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, seine Grundwasserschutzfunktion und
seine Bedeutung flur die Natur- und Kulturgeschichte zu schitzen.

Schutzgut Boden

Soweit im Plangebiet noch natlrliche Bodenverhéltnisse anzutreffen sind, stehen
Podsol-Braunerden (pb81) in Machtigkeiten von 1 bis 2 m an, als typische Boden-
bildungen aus sandigen Sedimenten. Die Podsol- Braunerden sind als schutzwirdige
Bdden aufgrund ihres Wasseraufnahme- und -speichervermdgens ausgewiesen.
Aufgrund der starken anthropogenen Uberpragung und der Hangneigung des
Gelandes ist eine besondere Schutzeinstufung nicht mehr gegeben.

Immissionsbedingte Bodenbelastung

Die naturnahen Oberbdden kénnen mit Schadstoffen oberhalb der Vorsorgewerte der
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung belastet sein. Externe Verwertungen
sind daher nur eingeschrankt moglich. Da die Schadstoffbelastungen jedoch unter den
Gefahrenschwellen liegen, sind keine MalRnahmen zur Gefahrenabwehr erforderlich.
Fur Empfehlungen hinsichtlich VorsorgemaRRnahmen erteilt die Untere Bodenschutz-
behdrde der Stadt Oberhausen Auskunft. Der Bebauungsplan enthalt vorsorglich den
Hinweis Nr. 3.

Bodenbelastungen/ Altlasten

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind keine Flachen mit Bodenbelastungs-
verdacht registriert. Eine Beeintrachtigung des Bebauungsplans durch benachbarte
Verdachtsflachen ist weitestgehend auszuschlieBen. Lediglich das Grundwasser
konnte belastet sein. Der Bebauungsplan enthéalt vorsorglich den Hinweis Nr. 4.

Fur das Schutzgut Boden ergeben sich keine Auswirkungen durch die Planung.
2.4 Schutzgut Wasser

Das Schutzgut Wasser besitzt unterschiedliche Funktionen fir den Naturhaushalt; zu
unterscheiden sind die Bereiche Grundwasser und Oberflachengewasser. Als Schutz-
ziele sind dabei die Sicherung der Quantitdt und Qualitdét von Grundwasservor-
kommen sowie die Erhaltung und Reinhaltung der Gewasser zu nennen. Das Plan-
gebiet liegt auRerhalb von Trinkwasserschutzzonen. Innerhalb des Plangebietes be-
finden sich keine Oberflachengewésser.

Der anstehende Grundwasserleiter im Plangebiet sind die Sande und Kiese der
Unteren Mittelterrasse und Niederterrasse von Rhein, Ruhr und Emscher. Im ndérd-
lichen Teil des Plangebietes ist der Grundwasserleiter durch aufliegende lehmige
Bodenschichten geschitzt. Auf dieser Deckschicht kénnen sich insbesondere in
regenreichen Zeiten Stauwasserhorizonte ausbilden. Der Grundwasserspiegel liegt in
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Tiefen zwischen ungeféahr 7 Metern im Nordosten und ungeféahr 5 Metern im Sud-
westen. Die Grundwasserfliel3richtung erfolgt in Richtung Sudwesten.

Das Plangebiet ist fast vollstandig bebaut und die entwasserungstechnische
ErschlieBung in Form einer Mischkanalisation vorhanden.

Gemal} den Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten der Bezirksregierung
Dusseldorf werden fur das Plangebiet keine Hochwasser prognostiziert.

Durch die festgesetzte Dachbegriinung (siehe nachfolgendes Kapitel 2.5) wird bei zu-
kinftigen Neubebauungen von Nebenanlagen, Garagendéchern und Carports das
Niederschlagswasser verzdgert abgeleitet.

Merkliche Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind nicht zu erwarten. Mal3-
nahmen fiir das Schutzgut Wasser sind damit nicht erforderlich.

2.5 Schutzgut Klima / Luft

Bei den Schutzgttern Klima und Luft sind als Schutzziele die Vermeidung von Luftver-
unreinigungen, die Erhaltung von Reinluftgebieten sowie die Erhaltung des Bestands-
klimas und der lokalklimatischen Regenerations- und Austauschfunktion zu nennen.

Stadtklimatische Situation
Das Plangebiet und seine direkte Umgebung werden in der synthetischen Klima-
funktionskarte als Stadtklima (siehe Klimaanalyse Stadt Oberhausen, RVR, Januar
2008) mit ausgepragten Warmeinseln und eingeschréankten Austauschbedingungen
dargestellt. AuRerdem sind hier zum Teil unglinstige Bodenklimate und eine erhdhte
Luftbelastung vorzufinden.

In den entsprechenden Planungshinweisen wird empfohlen, eine weitere Verdichtung
des Gebiets zu vermeiden und eine bioklimatische Entlastung durch eine moglichst
aufgelockerte Bauweise zu gewahrleisten. Es wird aul3erdem empfohlen, den Durch-
grinungsgrad, durch beispielsweise Innenhofbegriinung oder Begriinung im Stral3en-
und Privatraum, zu erhdhen.

Aufgrund des mangelnden Anschlusses an klimatisch wirksame Flachen und aufgrund
der Uberwiegend geschlossenen Blockrandbebauung kann das Plangebiet keinerlei
Luftleitbahnen, Uber die Kalt- oder Frischluft der Auf3enbereiche in die Stadt frei
flieRen kann, aufweisen. Eine besondere Bedeutung zur Luftregeneration ist aufgrund
des hohen Versiegelungsgrades und der geschlossenen Bebauungsstruktur ebenso
auszuschlielen wie eine stadtklimatische Bedeutung des Plangebietes aufgrund
nachtlicher Kaltluftproduktion.

Lufthygienische Situation

Der Bebauungsplan Nr. 672 B liegt im Bereich des seit dem 01.10.2011 in Kraft
gesetzten Luftreinhalteplans Ruhrgebiet Teilplan West, der fir das gesamte
Ruhrgebiet aufgestellt wurde, verbunden mit dem Ziel, drohende Uberschreitungen
geltender Grenzwerte (Feinstaub, Stickstoffdioxid) zu reduzieren. Das Plangebiet liegt
innerhalb der Umweltzone.

Im Bereich des Bebauungsplans Nr. 672 B befindet sich keine Messstation, so dass
eine Einschatzung der bestehenden Wirkungen von der Luftschadstoffimmissionen
auf Grundlage von Modellrechnungen des Landesamtes fir Natur, Umwelt und
Verbraucherschutz NRW (LANUV) aus 2009 vorgenommen wird. Dabei ist fest-
zustellen, dass die Karte der Hintergrundbelastung des LANUV fir die belasteten
StralRenrdume keine Hinweise auf eine eventuelle Grenzwertiiberschreitung ergeben.
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Die Belastungskarten des LANUV fir Feinstaub (PM 10) und Stickstoffdioxid (NO2)
aus 2009 prognostizieren fur PM 10 im Plangebiet und fir die ndhere Umgebung
keine Grenzwertlberschreitungen, zeigen allerdings fur das Plangebiet eine Uber-
schreitung des Grenzwertes fiir NO2 an. Die Uberschreitungen zeigen deutlich, dass
weitere Minderungsmafinahmen im Bereich der Kfz-Emissionen notwendig sind, da
das Verkehrsaufkommen nach wie vor hoch ist, noch immer viele Stickstoffoxide
ausgestol3en werden und Umweltzonen allein zur Minderung der Emissionen nicht
ausreichen.

Anpassung an den Klimawandel

Die von der Universitat Duisburg/Essen im Jahr 2012 durchgefiihrte Untersuchung zur
stadtklimatischen Situation in Oberhausen (Messung und Modellierung zur Ver-
besserung des Stadtklimas - Untersuchungen in der Modellstadt Oberhausen,
N. Miller, W. Kuttler, D. Ditemeyer, A.-B. Barlag) hat gezeigt, dass das Plangebiet
durch deutliche Uberwarmung an Sommertagen bzw. durch eine erhohte Anzahl
sogenannter Tropennéchte (>20°C, 0 Uhr) gepragt ist.

Um einer weiteren Uberwarmung in sommerlichen Hitzeperioden entgegenzuwirken,
setzt der Bebauungsplan fir den Fall zukiinftiger Neubebauung textlich fest (C 2),
dass die Dachflachen von Nebenanlagen, Garagen und Carports mit einer extensiven
Dachbegriinung zu versehen sind.

Auswirkungen der Planung

Die Klimaschutznovelle des Baugesetzbuches (BauGB) vom Juli 2011 bildet die
gesetzliche Grundlage fir eine klimagerechte Stadtentwicklung. So soll nach § 1 a
Abs. 5 ,den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch MalRnahmen, die dem
Klimawandel entgegenwirken als auch durch solche, die der Anpassung an den
Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.®

Den Erfordernissen des Klimaschutzes entspricht im weitern Sinne die Sicherung der
Nutzung einer bereits weitgehend versiegelten, innerstadtischen Flache.

Um klimaschitzende Aspekte verstarkt berticksichtigen zu konnen, hat der Rat der
Stadt Oberhausen am 13.12.2010 beschlossen, den ,Oberhausener Leitfaden Klima-
schutz in der Bauleitplanung® im Rahmen der Bauleitplanung anzuwenden.

Die Anwendung der Checkliste aus dem Leitfaden “Klimaschutz in der Bauleitplanung®
(siehe Anlage 2) zeigt, dass die Revitalisierung eines gut erschlossen, zentral
gelegenen, hochwertigen Gebaudebestandes mit hervorragendem OPNV-Anschluss,
Bildungseinrichtungen, Versorgungsmoglichkeiten und Kultureinrichtungen in un-
mittelbarer Nahe der Idee von der ,Stadt der kurzen Wege® und dem Ziel ,Innen-
entwicklung vor Auflenentwicklung® entspricht und damit indirekt auch zum Klima-
schutz beitragt.

Im vorliegenden Bebauungsplan wurde eine weitere Mdglichkeiten der stadtebau-
lichen Optimierung hinsichtlich der Anpassung an den Klimawandel genutzt: Um einer
weiteren Uberwarmung in sommerlichen Hitzeperioden entgegenzuwirken, sind die
Dachflachen von Nebenanlagen, Garagen und Carports extensiv mit einer ange-
passten Gras- und Staudenvegetation (z. B. Moos-Sedum-Begriinungen, Sedum-
Moos-Kraut-Begrinungen, Sedum-Gras-Kraut-Begriinungen) zu begriinen und alle
Fassaden-, Wand- und/oder Mauerflachen der baulichen Anlagen bis zu 1/3 mit
Rank-, Schling- oder Kletterpflanzen zu begriinen (siehe textliche Festsetzungen C 2
und 3).
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Weitere Maoglichkeiten der stadtebaulichen Optimierung hinsichtlich des Energiever-
brauchs, sowie der Anpassung an den Klimawandel kénnen aufgrund der vor-
handenen verdichteten Bebauung nicht genutzt werden.

Die gemald 8 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB zum Erhalt festgesetzten 28 Stral3enbdume,
werden das Mikroklima im StraBenraum positiv beeinflussen, indem sie zur
nachtlichen Abkihlung und Dampfung der sommerlichen Hitze im Straf3enraum
beitragen. Ebenso werden sich die Begriinung der Dachflachen fur den Fall des
Neubaus von Nebenanlagen, Garagen und Carports und die Begrinung von
Fassaden-, Wand-, und/oder Mauerflachen positiv auf das Mikroklima auswirken,
indem sie zu einer Abmilderung der Temperaturextreme beitragen.

Da die vorhandene Situation planerisch gesichert und nicht wesentlich verandert wird,
wird sich die klimatische und lufthygienische Situation nicht wesentlich &andern,
sondern bei einer sukzessiven Anreicherung des Plangebietes mit Vegetations-
elementen geringfligig verbessern.

2.6. Schutzgut Landschaft (Ortsbild)

Das Ortsbild bleibt gepragt von einer weitgehend geschlossenen, hochverdichteten
Bebauung und wird durch die Planung nicht verandert. Im offentlichen Stralenraum
sind zahlreiche Baume vorhanden, die zum Erhalt festgesetzt werden und fir eine
erstrebenswerte Durchgriinung des Gebietes sorgen.

Die Begrinung des Stral3enraumes wird mit zunehmendem Alter der Strallenbaume
das Ortsbild positiv beeinflussen, ebenso wie die sukzessive Begriinung von Dach-
flachen der Nebenanlagen, Garagen und Carports und der Fassaden.

2.7 Kultur- und sonstige Sachguter

Das Schutzziel fur das Schutzgut Kultur- und Sachguter besteht in der Erhaltung
historischer Kulturlandschaften und Kulturlandschaftsbestandteile von besonders
charakteristischer Eigenart, von Stadt-/Ortshildern, Ensembles, geschitzten und
schiutzenswerten Bau- und Bodendenkmalern einschlie3lich deren Umgebung.

Im Plangebiet sind Denkmaler nicht bekannt, sonstige Sachguter sind ebenfalls nicht
betroffen. Auswirkungen auf das Schutzgut sind daher nicht zu erwarten.

2.8. Wechselwirkungen

Wechselwirkungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes uber die Umweltver-
traglichkeitsprifung (UVPG) sind alle denkbaren funktionalen und strukturellen Be-
ziehungen zwischen Schutzgiitern sowie zwischen und innerhalb von landschaftlichen
Okosystemen, soweit sie durch die Auswirkungen der Planung erheblich betroffen
sind. Auswirkungen auf Wechselwirkungen sind die durch ein Vorhaben verursachten
Veré&nderungen eines Prozessgefliges. Prozesse sind in der Umwelt wirksam, indem
sie z. B. bestimmte Zustdnde stabilisieren oder zu periodischen, episodischen oder
sukzessiven Veranderungen fuhren.

Relevante Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern, die zu zusatzlichen erheb-
lichen Beeintrachtigungen fuhren, sind nicht feststellbar.

3. Prognose bei Nichtdurchfiihrung der Planung (Nullvariante)

Da die vorliegende Planung im Wesentlichen einen vorhandenen Bestand planerisch
sichert, sind Veranderungen bei einer Nichtdurchfihrung nicht zu erwarten.
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4. Geplante MaRBnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich
erheblicher, nachteiliger Umweltauswirkungen

Der Bebauungsplan Nr. 672 B enthalt MalBnahmen zur Vermeidung, Verringerung und
zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen und schafft somit die Voraussetzungen fur
gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse an diesem stark vorbelasteten Standort.

Schutzgut Mensch

- Bei den Geb&uden im WA- und MI-Gebiet sind zum Schutz vor schéadlichen
Umwelteinwirkungen die AulRenbauteile mit den entsprechend bewerteten Bau-
Schallddmm-MaRen (Tabelle 8 der DIN 4109) zu errichten. (Siehe textliche
Festsetzung D).

Schutzgut Mensch, Tiere und Pflanzen, Klima Luft

- Die vorhandenen 28 Laubb&ume bleiben erhalten und werden mit Hilfe der
textlichen Festsetzung C 1 und zeichnerisch gemanR § 9 Abs.1 Nr. 25 b BauGB
gesichert.

- Im Falle einer Neubebauung sind die Dachflachen von Nebenanlagen, Garagen
und Carports extensiv zu begriinen. Ebenso sind die Fassadenflachen teilweise zu
begriinen. (Siehe textliche Festsetzungen C 2 und 3).

Schutzgut Boden, Mensch

- Beim Umgang mit Béden und Bodenmaterialien und der Herstellung der nicht
Uberbauten Flachen sind die DIN 19731, die DIN 18915 und die materiellen
Anforderungen der 88 9 und 12 der Bundes Bodenschutz- und Altlastenverordnung
(BBodSchV) zu beachten.

5. Geprifte Alternativen

Im Wesentlichen werden vorhandene stadtebauliche Strukturen durch die Plan-
aufstellung gesichert. Alternativ wére der Verzicht auf die Steuerungsmaoglichkeit der
zukUnftigen Nutzung moglich.

6. Methoden und Verfahren der Umweltprifung

Im Rahmen der Bauleitplanung ist zu ermitteln, was fir eine sachgerechte Planungs-
entscheidung und insbesondere flr die Abwéagung tber zu berticksichtigende Belange
erforderlich ist. Damit ist auch die Ermittlungstiefe definiert. Bei der Erstellung des
Umweltberichts und der Bewertung seiner Inhalte sind die anerkannten Regeln der
Technik und der einschlagigen Gesetze, Richtlinien und Normen bertcksichtigt
worden.

Es haben sich keine Probleme bei der Erstellung des Umweltberichts ergeben.

7. Monitoring

Gemall &8 4c BauGB Uuberwachen die Gemeinden die erheblichen Umweltaus-
wirkungen, die aufgrund der Durchfihrung der Bauleitpldne eintreten, um insbe-
sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frihzeitig zu ermitteln und in
der Lage zu sein, geeignete MaRhahmen zur Abhilfe zu ergreifen.
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Dazu z&hlt fur den Bebauungsplan Nr. 672 B der Erhalt der gemafR 8 9 Abs. 1 Nr. 25 b
BauGB festgesetzten StralRenbaume.

Der Zustand der Baumstandorte ist zum ersten Mal nach Abschluss der ersten
Vegetationsperiode nach dem Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan zu
kontrollieren. Danach ist der Allgemeinzustand der Flachen und die Art der Durch-
fuhrung der PflegemalRnahmen alle 5 Jahre zu kontrollieren.

Daruber hinaus sind nach § 4 Abs. 3 BauGB die Fachbehdrden (z. B. Bezirks-
regierung Dusseldorf) nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens im Rahmen ihrer
bestehenden Uberwachungssysteme in der Verpflichtung, die Gemeinde zu unter-
richten, inwiefern nach ihnen vorliegenden Erkenntnissen bei der Realisierung des
Bauleitplans insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die
Umwelt zu erwarten sind.

8. Allgemeinverstandliche Zusammenfassung

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst vier Baublécke in der Innenstadt
von Osterfeld. Alle zuklnftigen baulichen Nutzungen werden durch den Bebauungs-
plan in Form von WA- und MI-Gebieten planerisch festgeschrieben. Unzulassig sind
hier zukinftig Nutzungen, wie z. B. Vergnigungsstatten und Nutzungen aus dem
Rotlichtmilieu.

Nachteilige Auswirkungen auf den Umweltzustand der Schutzgiter Boden, Wasser,
Luft, Klima, Landschaft, Kultur- und Sachgiter sowie auf den Menschen und seine
Gesundheit sind durch die Planung nicht zu erwarten. Der Bebauungsplan nutzt seine
Moglichkeiten zum aktiven Schutz der Bewohner vor schadlichen Umweltein-
wirkungen, indem er u. a. Festsetzungen zum Larmschutz, zum Erhalt der Stral3en-
baume und zur Entwicklung von begrinten Dachflachen auf neu errichteten Neben-
anlagen, Garagen und Carports festsetzt.

Aus der Beschreibung und Bewertung aller Umweltauswirkungen geht hervor, dass
mit der Umsetzung der Planungsziele keine erheblich nachteiligen Umweltaus-
wirkungen verbunden sind.

F  Wasserwirtschaftliche Belange

Das anfallende Schmutz- und Regenwasser des Gebaudebestands im Plangebiet
wird zurzeit Uber die vorhandenen Mischwasserkandle in den umliegenden Stral3en
abgefihrt.

Im Hinblick auf die Niederschlagswasserbeseitigung ist festzuhalten, dass durch
dieses Bebauungsplanverfahren keine Neubaugebiete erschlossen werden. In Be-
reichen, in denen eine oOffentliche ErschlieBung bereits vorhanden ist, besteht ein
Anschlussrecht an das vorhandene Entwéasserungssystem, so dass hier die Pflicht zur
Okologischen Beseitigung des Niederschlagswassers im Sinne des § 44 Landes-
wassergesetz nicht zum Tragen kommt.
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G

Kennzeichnung und Hinweise

1. Kennzeichnung

Bergbau (gemaR 8 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB)

Die Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung Bergbau und Energie NRW, hat in ihrer
Stellungnahme vom 02.08.2017 auf folgendes hingewiesen:

Das Plangebiet liegt Uber dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeldern "Alt-
Vondern" und ,Heide®, Uber dem auf Blei- und Zinkerz verliehenen Bergwerksfeld
"Gerhard", Uber dem auf Sole verliehenen Bergwerksfeld "Max Haniel", Gber dem auf
Raseneisenstein verliehenen, inzwischen erloschenen Distriktfeld "Gottes Gnaden",
Uber dem auf Kohlenwasserstoffe erteilten Bewilligungsfeld ,Methost* sowie Uber dem
auf Kohlenwasserstoffe erteilten Erlaubnisfeld "Julix" (zu gewerblichen Zwecken).
Eigentimerin des Bergwerksfeldes "Alt-Vondern" ist die Krupp Hoesch Stahl GmbH,
ThyssenKrupp Allee 1 in 45143 Essen. Eigentimerin der Bergwerksfelder ,Heide®,
,Gerhard“ und "Max Haniel" ist die RAG Aktiengesellschaft, Shamrockring 1 in 44623
Herne. Letzte Eigentiimerin des Distriktfeldes "Gottes Gnaden" war die MAN SE in
Minchen, vertreten durch die MAN Grundstiicksgesellschaft mbH, Steinbrinkstral3e
170 in 46145 Oberhausen. Diese Gesellschaft ist auch heute noch erreichbar.
Inhaberin der Bewilligung ,Methost" ist die A-TEC Anlagentechnik GmbH, Schulstral3e
11 in 46519 Alpen. Inhaberin der Erlaubnis "Julix" ist die Mingas-Power GmbH,
Ruttenscheider StralRe 1-3 in 45128 Essen.

Ausweislich der derzeit ihr vorliegenden Unterlagen ist im Bereich der PlanmafRnahme
kein heute noch einwirkungsrelevanter Bergbau dokumentiert. Danach ist mit berg-
baulichen Einwirkungen nicht zu rechnen.

Vorsorglich wird dennoch folgende Kennzeichnung in den Bebauungsplanentwurf
aufgenommen:

,Der gesamte Planbereich gehért zu den Gebieten, unter denen der Bergbau umging
und zum Anpassungsbereich gemafl? § 110 Bundesberggesetz vom 13.08.1980. Bei
einer Bebauung des Gebietes sind moglicherweise besondere Sicherungsmal-
nahmen erforderlich. Bauherren werden gebeten Kontakt mit den zustandigen Berg-
werkseigentiimern aufzunehmen.*

2. Hinweise

Bodendenkmaler

Im raumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans werden nach bisherigem
Kenntnisstand keine denkmalpflegerischen Belange berihrt. Dennoch wird vorsorglich
folgender Hinweis Nr. 1 in den Bebauungsplan aufgenommen, der das Vorgehen bei
madglichen Bodenfunden aufzeigt:

JAuf die Meldepflicht bei der Entdeckung von Bodendenkmélern nach § 15 Denk-
malschutzgesetz (DSchG NW) wird hingewiesen. Beim Auftreten arch&ologischer
Bodenfunde ist die Untere Denkmalbehtrde der Stadt Oberhausen oder das
Rheinische Amt fur Bodendenkmalpflege, Augustusring 3 + 5 in 46509 Xanten
unverziglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunachst unver-
andert zu erhalten.”
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Kampfmittelfunde

Konkrete Hinweise auf Kampfmittel liegen derzeit nicht vor. Dennoch wird vorsorglich
folgender Hinweis Nr. 2 aufgenommen:

,S0llte bei Veranderungen der Erdoberflache der Verdacht auf Kampfmittelfunde
aufkommen, sind die vorgesehenen Bauvorhaben mit besonderer Vorsicht weiter-
zufihren, da das Vorhandensein von Kampfmitteln nie vollig auszuschlie3en ist. Weist
der Erdaushub auf auRergewohnliche Verfarbungen hin oder werden verdachtige
Gegenstande festgestellt, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der Staatliche
Kampfmittelbeseitigungsdienst tUber die Feuerwehr bzw. die Polizei zu verstandigen.”

Bodenbelastungen

Aufgrund moglicher Schadstoffbelastungen der naturnahen Oberbdden enthalt der
Bebauungsplan folgenden Hinweis Nr. 3:

,Die naturnahen Oberbdden kbnnen mit Schadstoffen oberhalb der Vorsorgewerte der
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung belastet sein. Externe Verwertungen
sind daher nur eingeschrankt mdoglich. Da die Schadstoffbelastungen jedoch unter
den Gefahrenschwellen liegen, sind keine Mal3nhahmen zur Gefahrenabwehr erforder-
lich. Zu Empfehlungen hinsichtlich Vorsorgemaflinahmen erteilt die Untere Boden-
schutzbehérde der Stadt Oberhausen Auskunft.”

Grundwasserbelastung

Bezlglich moglicher Grundwasserbelastungen enthélt der Bebauungsplan den
Hinweis Nr. 4:

,Eine Grundwasserbeeintrdachtigung durch benachbarte Altablagerungen und Alt-

standorte ist nicht auszuschlieen. Vor einer Grundwassernutzung sollte daher die
Eignung des Wassers flir den jeweiligen Verwendungszweck geprtift werden.

H Bodenordnung

Zur Realisierung der stadtebaulichen Ziele sind keine bodenordnenden Malinahmen
erforderlich.

| Familienfreundlichkeit

Die vorhandene Durchmischung des Ortskerns von Osterfeld mit Wohnen wird durch
die Planung gesichert. Die direkte Zuordnung der Funktionen Wohnen und Ver-
sorgung leistet einen Beitrag zur Stadt der kurzen Wege und einer lebendigen
Innenstadt. Damit wird auch Familien die Chance geboten einen urbanen Lebensstil
zu pflegen. Der Ausschluss von Nutzungen des Rotlichtmilieus tragt - neben den
stadtebaulichen Griinden - zu einer Erhéhung der Sicherheit im Quartier bei.

J Nachhaltigkeit der Planung

Bauleitplanung soll eine nachhaltige stadtebauliche Entwicklung gewéhrleisten (8 1
Abs. 5 BauGB). Der Abschlussbericht der zweiten Konferenz der Vereinten Nationen
tber menschliche Siedlung (HABITAT II) erklart, dass eine nachhaltige Siedlungs-
entwicklung dadurch gekennzeichnet ist, dass sie wirtschaftliche Entwicklung, Be-
schéaftigungsmadglichkeiten und sozialen Fortschritt im Einklang mit der Umwelt
gewahrleistet.
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Diese allgemeinen Anforderungen erfillt die vorliegende Bauleitplanung, indem sie
okonomische, soziale und oOkologische Belange zu einem auf Dauer angelegten
Interessensausgleich bringt und indem die Bauleitplanung in einem Verfahren durch-
gefiihrt wird, das die Mitwirkung der Burgerinnen und Birger, insbesondere die
Mitwirkung der in Oberhausen lebenden und arbeitenden Menschen, ermdglicht.

Folgende Gesichtspunkte haben beim vorliegenden Bebauungsplan unter den
Kriterien einer nachhaltigen Stadtentwicklung eine besondere Rolle gespielt:

e Starkung des Nebenzentrums Osterfelds als Beitrag zur Schaffung und zum Erhalt
ausgeglichener Versorgungsstrukturen im Stadtgebiet;

e Gewabhrleistung eines vertraglichen Nebeneinanders von Wohnen und gewerb-
lichen Nutzungen;

e gute Erreichbarkeit der vorhandenen Infrastruktureinrichtungen mit dem Fahrrad
sowie meist auch problemlos zu Fuf3;

e gute Anbindung an das vorhandene OPNV-Netz.

K Kosten

Der Stadt Oberhausen entstehen bei der Durchfiihrung des Bebauungsplans vor-
aussichtlich keine Folgekosten.

L Flachenbilanz

Allgemeine Wohngebiete (WA) ca. 2,44 ha ca. 74,8 %
Mischgebiet (MI) ca. 0,46 ha ca. 14,1 %
Verkehrsflache bes. Zweckbestimmung

Verkehrsberuhigter Bereich ca. 0,01 ha ca. 0,3%
Offentliche Verkehrsflache ca. 0,35 ha ca. 10,7 %
Flache fiir Versorgungsanlagen ca. 0,002 ha ca. 0,1%
Geltungsbereich insgesamt ca. 3,26 ha 100,0 %

Anlagen zur Begrindung:

Anlage 1  Stellungnahme zum L&rmschutz durch den Bereich Umweltschutz der Stadt
Oberhausen vom 11.08.2017

Anlage 2  Checkliste Klimaschutz

Oberhausen, 18.08.2017

L.S. gez. Lauxen L.S. gez. Perian

Beigeordnete Fachbereich 5-1-20

- Verbindliche Bauleitplanung-

50 von 50 in Zusammenstellung



	Vorlage
	Anlage  1 Skizze
	Anlage  2 Abwägungsrelevante Stellungnahmen
	Anlage  3 Begründung (einschließlich Umweltbericht)

